
Die zahlreichen Ablehnungen, die Moskau im Hin-
blick auf seine Stützpunktwünsche im Laufe der
Jahre erfahren hat, muß die Politiker im Kreml
nachdenklich gemacht haben hinsichtlich der Effek-
tivität von Waffenlieferungen als Instrument der

Einflußnahme. Eine Konsequenz, die sie daraus
gezogen haben, ist die, möglichst auf Zahlung in bar
und in harten Devisen zu dringen, soweit überge-
ordnete politische Überlegungen nicht — wie in
Äthiopien — zu einem anderen Vorgehen zwingen.

IV. Wechselseitige Desillusionierung —
zur Entwicklung der sowjetisch-mozambiquanischen Beziehungen

Im Sommer 1981 ist von Moskau und den osteuro-
päischen Ländern im Hinblick auf ihre weitere Afri-
kapolitik eine bedeutende Entscheidung getroffen
worden: Der Antrag Mozambiques auf Vollmit-
gliedschaft im Rat für Gegenseitige Wirtschaftshilfe
(RGW) wurde abgelehnt. Dem marxistischen Re-
gime in Äthiopien erging es 1985 ähnlich. Offen-
sichtlich haben sich Moskau und die Osteuropäer
entschlossen, keine weiteren ideologischen Ver-
bündeten in den RGW aufzunehmen. Der Kreis der
dort vertretenen Entwicklungsländer soll klein blei-
ben. beschränkt auf die Mongolei (seit 1962). Kuba
(seit 1972) und Vietnam (seit 1978). Die Aufnahme
Afghanistans steht zumindest gegenwärtig nicht zur
Diskussion.

Die Mitgliedschaft im RGW und die mit ihr er-
hoffte nachhaltige Ausweitung des Entwicklungs-
hilfe- und Handelsvolumens seitens des Ostblocks
ist also kein Ziel mehr, das von sozialistisch orien-
tierten Regimen in Afrika in den nächsten Jahren
realistischerweise angestrebt werden kann. Das
hat natürlich weitreichende Konsequenzen für ihre
längerfristige Orientierung im Ost-West-Verhält-
nis. Die FRELIMO in Mozambique handelte be-
reits 1982. Im August akzeptierte Maputo in einem
Abkommen erstmals die bundesdeutsche Stan-
dard-Berlin-Klausel, und schon wenig später lei-
tete Machel den Prozeß ein, der schließlich zum
Nkomati-Abkommen mit Südafrika führte. Denn
auch Verhandlungen mit Moskau über eine nach-
haltige, dem südafrikanischen Druck gewachsene
Militärhilfe führten nicht zum Erfolg. Im Herbst
1982 verkündete Maputo schließlich offiziell die
Entscheidung, daß Mozambique an den Lom-III-
Verhandlungen teilnehmen würde. Inzwischen ist
Mozambique Mitglied von Lome, dem Weltwäh-
rungsfonds (IWF) und anderen westlich dominier-
ten Institutionen. Im Mai 1985 schloß der RGW
mit Mozambique und später mit Äthiopien und
Angola wirtschaftliche Kooperationsabkommen
ab. In ihrer Substanz sind sie nicht bedeutend.
Zumindest symbolisch ist damit aber zum Aus-
druck gebracht, daß der Ostblock diese Länder

nicht völlig der wirtschaftlichen Dominanz der
westlichen Industriestaaten überlassen will. Ähnli-
che Kooperationsverträge hat der RGW übrigens
bereits in den sechziger und siebziger Jahren mit
Jugoslawien, Finnland, Mexiko und dem Irak ab-
geschlossen.

Die geringe wirtschaftliche Leistungskraft ist seit
langem die Achillesferse der sowjetischen Dritte-
Welt-Politik. Den Führern revolutionärer, mit
Moskau mehr oder weniger eng verbündeter Ent-
wicklungsländer wie Ägypten, Algerien, Guinea
und Mali wurde schon in der zweiten Hälfte der
sechziger Jahre zu verstehen gegeben, daß sie nicht
damit rechnen könnten, ihre Bedürfnisse an Kapi-
talien, Ausrüstungen und technischer Hilfe bei den
sozialistischen Staaten befriedigt zu bekommen.
Der explizite Verzicht darauf, ideologische Ver-
bündete in das östliche Wirtschaftssystem zu inte-
grieren, hat jedoch noch viel weiterreichendere
Folgen. Es ist der Verzicht, diese Länder in eine
hegemoniale Ordnung nach osteuropäischem oder
kubanischem Vorbild einzubinden. Denn die Ab-
lehnung der Mitgliedschaft ist nicht lediglich ein
formaler Akt, sondern zugleich auch eine grundle-
gende Prioritätenentscheidung über die Verteilung
der dem sozialistischen Lager für ideologisch und
strategisch wichtige Ziele zur Verfügung stehen-
den Ressourcen. Die gewaltigen Unterschiede in
den Entwicklungshilfezuwendungen an Kuba und
Vietnam einerseits und Äthiopien und Mozambi-
que andererseits zeigen das ganz deutlich. Die
Hilfe an Kuba seit 1976 wird auf über 25 Mrd. US-
Dollar geschätzt (Preissubventionen eingerech-
net), Äthiopien dagegen hat von Osteuropa und
der UdSSR zusammen in diesen Jahren insgesamt
nur ca. 400 Mio. US-Dollar Wirtschaftshilfe aus-
gezahlt bekommen. Mozambique wurden 250
Mio. zugesagt, von denen jedoch nur ein geringer
Teil tatsächlich zur Auszahlung kam10).

10) Vgl. die Zusammenstellung des Commonwealth Office.
Soviet Bloc Aid to Special Friends. London. April 1985
(Background Brief).



V. Ernüchterung über die Erfolgsaussichten des orthodoxen Sozialismus

Die Gründe für die Ablehnung der Mitgliedschaft
Mozambiques und Äthiopiens im RGW liegen na-
türlich in den damit verbundenen zusätzlichen Bela-
stungen und in integrationspolitischen Schwierig-
keiten. Beides wurde gerade von osteuropäischen
Regierungen mit großem Nachdruck ins Feld ge-
führt und ließ ideologisch-expansive Überlegun-
gen, die für eine Aufnahme gesprochen hätten,
nicht mehr zum Zuge kommen. Kenner der östli-
chen Afrika- und Dritte-Welt-Politik kann das nicht
wundem. Denn schon seit längerem ist unter östli-
chen Experten und Politikern eine Ernüchterung
über die Entwicklung des Sozialismus in Afrika zu
beobachten. Dieser Prozeß setzte bereits Mitte bis
Ende der sechziger Jahre nach dem Sturz Nkru-
mahs in Ghana ein. Durch die plötzlichen Positions-
gewinne in Mozambique. Angola und Äthiopien
Mitte der siebziger Jahre wurde er unterbrochen.
Nicht alle, jedoch der größere Teil der sowjetischen
Autoren, setzten große Hoffnungen auf die Grün-
dung der marxistisch-leninistischen Avantgarde-
Parteien. wie sie in Mozambique 1977 und in An-
gola 1978 erfolgte.
Heute ist die Skepsis größer denn je. Selbst
R. A. Uljanowskij. lange Zeit stellvertretender
Leiter der für die Entwicklungsländerpolitik wichti-
gen Internationalen Abteilung des ZK der KPdSU,
stellte 1984 resignierend fest: „Die Tatsache, daß
eine Partei sich selbst als marxistisch-leninistisch
und die von ihr durchgeführte Revolution als eine
sozialistische erklärt, bedeutet nicht notwendiger-
weise, daß der von ihr gewählte Weg erfolgreich
ist.“ ) Es ist klar, daß in östlichen Schriften Kritik 
an dem von der Sowjetunion für
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die Entwicklungs-
länder postulierten Weg der „nicht-kapitalistischen
Entwicklung mit sozialistischer Orientierung“ nur
vorsichtig und indirekt geäußert wird. Desto be-
deutsamer ist es. wenn ein führender sowjetischer
Dritte-Welt-Experte. A. Kiwa. 1984 feststellt: „Ei-
nes der Probleme, das sich nachhaltig am Horizont
der Entwicklungsländer abzeichnet, ist die Schwie-
rigkeit. ein funktionierendes sozio-ökonomisches
Modell für sozialistisch orientierte Entwicklungs-
länder zu entwickeln." ) Diese Aussage über12 -
rascht. Denn Kiwa und die meisten anderen östli-
chen Autoren sind in den zurückliegenden Jahren
nicht müde geworden zu behaupten, daß der Mar-
xismus-Leninismus mit dem „nicht-kapitalistischen
Entwicklungsweg“ und den zu ihm erarbeiteten
Vorstellungen über genau ein solches, allen ande-

ren überlegenes Modell verfügt. Der Satz stellt also
in typisch östlicher Verklausulierung das Einge-
ständnis dar. daß das Modell der „nicht-kapitalisti-
schen Entwicklung“ gescheitert, zumindest jedoch
in eine schwere Krise geraten ist.
Natürlich wäre es naiv zu erwarten, daß sowjetische
Politiker und Experten öffentlich das Scheitern des
orthodoxen Sozialismus, also des Marxismus-Leni-
nismus. erklären. Dazu ist er sowohl institutionell
als auch im Denken viel zu tief verankert und ein-
geschliffen. Gorbatschow hat dementsprechend
wiederholt betont, daß seine Reformen nicht auf
Beseitigung, sondern Transformation des Sozialis-
mus abzielen. Sowjetische Ideologen und Experten
haben einen anderen Weg gefunden, mit der zuneh-
menden Diskrepanz zwischen den „realen“ Proble-
men des Sozialismus und seinen hochgesteckten
Zielen, insbesondere mit der These, daß sein Sieg
letztlich unaufhaltsam sei. umzugehen: Die Zeit-
spanne. die es noch dauern wird, bis er sich in den
Entwicklungsländern durchsetzt, wird länger an-
statt kürzer. In einem kürzlich erschienenen Artikel
hat der bekannte sowjetische Dritte-Welt-Experte,
Georgij Mirskij, dieses Problem verhältnismäßig of-
fen angesprochen: „A sober assessment of the pre-
sent-day Situation shows, we ought to admit that
today there is less evidence than a quarter of a Cen-
tury ago that the newly-independent States are ab-
andoning the capitalist road of development and
shifting to the non-capitalist course.“ ) In ihrer
Kritik an dem früheren Umgang mit den Problemen
Afrikas werden jedoch nur wenige so weit gehen
wie der sowjetische Journalist Boris Asoyan, der in
einem Artikel in der Literatumaja Gazeta kürzlich
kritisierte, daß die sowjetische Berichters
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tattung
über Afrika zu sehr von „verdrehten Vorstellun-
gen“ und „bürokratischen Platituden“ beherrscht
gewesen sei. Zu Asoyans Ehre muß man feststellen,
daß er in einem Beitrag über Südafrika in der
„Neuen Zeit“ versucht hat. seinen eigenen Maßstä-
ben gerecht zu werden. Die sogenannte Reformpo-
litik Bothas wird zwar kritisch unter die Lupe ge-
nommen. Asoyan tut das aber unter Verzicht auf
die sonst üblichen ideologischen Gemeinplätze und
Rundum-Schläge ). Insgesamt gibt es inzwischen
ein recht weites Spektrum von Meinungen in der
sowjetischen Entwicklungsländerliteratur — ortho

14

-
doxe. die alte ideologische Fahne hochhaltende
ebenso wie solche, die für westliche Leser überra-
schend weitgehen in ihrem Bemühen, alten ideolo-
gischen Ballast über Bord zu werfen.

13) Vgl. Georgy Mirsky. Newly-Independent States. Ways of
Development, in: Asia and Africa Today. (1987) 5. S. 53—
56 (53).
14) Vgl. Boris Assojan. Botha macht die Fehler von Ian
Smith, in: Neue Zeit. (1987) 38. S. 9.

11) Vgl. zur Entwicklung der Schriften Uljanowskijs Sally
W. Stoecker. R. A. Uljanovsky’s Writing on Soviel Third
World Policies. 1960—1985 (Rand Paper Series. Februar
1986). Santa Monica 1986.
12) Vgl. A. Kiwa. Socialist-Oriented Countries. Some Deve-
lopment Problems, in: International Affairs. No. 10. Mos-
kau 1984. S. 22 f.



VI. Das Scheitern marxistisch-leninistischer Vorstellungen im Agrarbereich

Das Scheitern orthodoxer marxistisch-leninistischer
Entwicklungsvorstellungen ist das wohl größte Pro-
blem sowjetischer Einflußsuche in Afrika und ande-
ren Teilen der Dritten Welt. Die meisten Afrikaner
sind desillusioniert. Das gilt vor allem im Hinblick
auf das Versagen staatskollektivistischer Modelle
im ländlichen Bereich, insbesondere des sowjeti-
schen Staatsfarmenmodells. Die Krise der dominie-
renden Rolle des Staates, genauer der zentralisti-
scher Staats- und Parteibürokratien als „Motor der
Entwicklung“, ist zwar keineswegs auf die soziali-
stisch orientierten Länder Afrikas beschränkt, sie
trifft diese jedoch in ihrem ideologischen Selbstver-
ständnis weit stärker als die nicht sozialistisch orien-
tierten.

In Ländern wie Mozambique. Angola. Äthiopien.
VR Kongo. VR Benin etc. geht das Scheitern der
bisherigen Entwicklungsvorstellungen an die Sub-
stanz der Legitimität der dort herrschenden politi-
schen Systeme und ihrer Ideologie. Denn in allen
diesen Ländern leben ca. 80 Prozent der Bevölke-
rung, die davon direkt betroffen sind, auf dem
Lande. Es ist daher nicht überraschend, daß die
meisten ideologischen Verbündeten Moskaus in
Afrika, mit Ausnahme Äthiopiens, seit Ende der
siebziger. Anfang der achtziger Jahre mehr oder
weniger kräftige Kurskorrekturen im Hinblick auf
ihre künftige interne und externe ideologische
Orientierung vorgenommen haben.

Einen Höhepunkt dieses Trends bildete ohne Zwei-
fel der IV. Parteitag der FRELIMO 1983. auf dem 
die auf dem III. Parteitag (1977) beschlossene pro-
grammatisch enge Anlehnung an den Ostblock
zwar nicht offiziell widerrufen, wohl aber in der
Substanz in Frage gestellt wurde. Der Tatsache,
daß sich Staatsfarmen und staatskollektivistische
Ansätze als teure Fehler erwiesen haben, wurde
Rechnung getragen. Die Bedeutung des Kleinbau-
erntums für die Steigerung der landwirtschaftlichen
Produkte und die Notwendigkeit zur Dezentralisie-
rung und Deregulierung des Wirtschaftslebens ganz
allgemein wurden, in Abwendung von den Be-
schlüssen des III. Parteitages (1977), zu offiziellen
Leitlinien erklärt. Deren Umsetzung in die Praxis
geht allerdings nur zäh voran. Die prekäre Sicher-
heitslage in verschiedenen Teilen des Landes ist
dafür ein Grund. Im Dezember 1986 schließlich
einigte sich die Führung in Maputo mit dem Inter-
nationalen Währungsfonds (IWF) auf ein Pro-
gramm, „which amounts to a complete turnaround
in conventional socialist economics“ ).15

In Angola betonte 1984 der Finanzminister der
MPLA-Regierung ebenfalls die wichtige Rolle der

Kleinbetriebe. Auf dem II. Parteitag der MPLA
1985 wurden entsprechende Änderungen der
Agrarpolitik beschlossen. Es wurde begönnen.
Staatsfarmen zu reprivatisieren. Im Herbst 1987 hat
Angola sich um die Mitgliedschaft im Internationa-
len Währungsfonds (IWF), der Weltbank, der IDA
(International Development Association) und der
IFC (International Finance Corporation) bewor-
ben. Alle diese Einrichtungen werden von den
westlichen Industriestaaten dominiert. Die MPLA-
Regierung in Luanda vollzieht also ganz ähnliche
Reformschritte wie die FRELIMO in Maputo. Die
starke kubanische und sowjetische Militärpräsenz
scheint dafür kein Hindernis zu sein.

In Äthiopien ist die Lage anders16). Mengistu und
seine Mitstreiter brauchen, wie bereits angedeutet
wurde, offensichtlich noch Zeit, um zu begreifen,
daß Hungerkatastrophen nicht lediglich Folge von
Dürre, kriegerischen Handlungen etc., sondern
auch eines falschen, ideologisch einseitig festgeleg-
ten Wirtschaftskonzepts sind. Der im September
1984 verabschiedete Zehnjahresplan sieht eine
Fortsetzung und Intensivierung der Kollektivierung
vor. Das Gebiet der Staatsfarmen soll verdoppelt
und mindestens 53 Prozent der ländlichen Betriebe
sollen bis 1994 in Kooperativen zusammengefaßt
werden, obwohl die Bauern sich dagegen mit
Händen und Füßen wehren. Dieser Plan ist an sehr
orthodoxen Vorstellungen des Marxismus-Leninis-
mus orientiert. Ob sowjetische Berater an seinem
Zustandekommen maßgeblich beteiligt waren, ist
unklar. Dagegen sprechen die Berichte westlicher
Diplomaten, in denen hervorgehoben wird, daß die
sowjetischen Agrarberater auf eine Stärkung des
Kleinbauerntums drängen. Das klingt plausibel.
Denn schon 1982 hatte A. P. Butenko zur Agrar-
problematik in sozialistisch orientierten Ländern in
höchst unorthodoxer Weise festgestellt: „Ein zuver-
lässiger Weg zur Belebung der Landwirtschaft und
der Wirtschaft insgesamt ... ist also eine solche
Politik, die in dieser Etappe ... die individuelle
Arbeit der Bauern sowie die mit ihr verbundene
Arbeit des Handwerks und der Händler stimu-
liert.“ ) Dieser17 Satz könnte auch aus einer Studie
der Weltbank stammen. 1982, als sein Artikel auf
russisch erschien, wurde Butenko von der Mehrheit
seiner Kollegen wegen seiner extravaganten Auf-
fassungen noch scharf kritisiert. Heute, unter Gor-

15) Vgl. The Times vom 6. März 1987.

16) Vgl. ausführlich zu den Entwicklungen in Äthiopien Paul
Henze. Communist Ethiopia — is it Succeeding?, (The Rand
Corporation), Santa Monica 1985.
17) A. P. Butenko. Der Übergang zum Sozialismus in Län-
dern mit unterentwickelter Wirtschaft, in: Sowjetwissen-
schaft — Gesellschaftswissenschaftliche Beiträge. 36
(1983) 3, S. 402 f.



batschow. haben seine Thesen an Akzeptanz ge-
wonnen und spiegeln — mit Einschränkungen —
die herrschende Meinung in dem für die sowjetische
Wirtschafts- und Entwicklungshilfepolitik wichti-
gen „Institut für die Wirtschaft des Sozialistischen
Weltsystems“ der Sowjetischen Akademie der Wis-
senschaften wider. Angesichts der Schwierigkeiten 
mit dem staatskollektivistischen Modell im eigenen
Land ist dieser Schwenk nicht so überraschend.
Zunehmend findet über die Rolle des Kapitalismus
in den Entwicklungsländern eine Auseinanderset-
zung in einer sachlicheren Tonlage statt. Beispiel-
haft ist dafür ein Beitrag von W. Schejnis. der in der

sowjetischen Zeitschrift „Weltwirtschaft und Inter-
nationale Beziehungen“ veröffentlicht wurde, mit
dem ausdrücklichen Zusatz, daß es sich um einen
Diskussionsbeitrag handele. In ihm schreibt Schej-
nis zum Beispiel, daß die in der Vergangenheit von
östlichen Autoren vorgebrachten Thesen über die 
zwangsläufig engen „Grenzen der kapitalistischen
Produktionsweise“ aus insbesondere vier, von ihm
dann benannten Gründen nicht überzeugten. Au-
ßerdem seien die „tiefen Widersprüche, die dabei
(gemeint ist die kapitalistische Produktionsweise),
entstehen, nicht nur ein Hemmnis, sondern auch
eine Quelle der Entwicklung“ 18).

18) Vgl. W. Schejnis. Besonderheit und Probleme des Kapi-
talismus in den Entwicklungsländern, deutsche Übersetzung
in: Sowjetwissenschaft — Gesellschaftswissenschaftliche Bei-
träge. (1987) 4. S. 396-412.

19) Vgl. ausführlich. Zenovia A. Sochov. NEP Rediscove-
red: Current Soviet Interest in Alternative Strategies of De-
velopment. in: Soviet Union. 9 (1982) 2. S. 189—211.

VII. Die Änderungen in der

Gorbatschow hat mehrfach betont, daß es bei sei-
ner Reformpolitik nicht um die Abschaffung des
Sozialismus, sondern um seine Transformation
geht. Westliche Beobachter sind deswegen bei der
Analyse der sowjetischen Politik mit einem
schwierigen methodischen Problem konfrontiert.
Wie kann man zuverlässig beurteilen, welchen
Charakter diese Politik längerfristig hat? Geht es
bei ihr wirklich um Veränderungen in der Substanz
oder lediglich um taktische Maßnahmen, also um
„alten Wein in neuen Schläuchen“? Diese Frage ist
durchaus ernst zu nehmen. Denn seit Ende der
sechziger Jahre haben sowjetische Politiker und
Autoren den sozialistisch orientierten Regimen in
der Dritten Welt wiederholt geraten, sich bei der
Bewältigung ihrer großen wirtschaftlichen Pro-
bleme Lenins „Neue Ökonomische Politik“ (NÖP)
zum Vorbild zu nehmen. Diese Tatsache ist vielen
im Westen ein unwiderlegbarer Beweis dafür, daß
es sich bei den Kurskorrekturen in der mozambi-
quanischen, angolanischen und auch in der sowje-
tischen Politik selbst letztlich lediglich um takti-
sche Schritte handele, auf die man nicht hineinfal-
len dürfe.

Diese Schlußfolgerung ist jedoch keineswegs zwin-
gend. Tatsächlich hat der Verweis auf Lenins NÖP
einen viel ambivalenteren Charakter. Lenin selbst
hat offen gelassen, ob er mit den von ihm vorge-
schlagenen Maßnahmen lediglich einen taktischen
Rückzug aufgrund der Schwierigkeiten, in die das
bolschewistische Regime durch Bürgerkrieg, über-
hastete Verstaatlichung sowie die ungewöhnlich
harten Winter 1919/20 geraten war. im Sinne hatte,
oder ob er zu der Überzeugung gekommen war. daß
man den Marxismus/Leninismus nicht auf die ge-
plante Weise würde verwirklichen können. Auch
NÖP-Spezialisten in der Sowjetunion haben auf

sowjetischen Afrika-Politik

diese Frage bis heute keine eindeutige Antwort ge-
funden 19).

Es gibt, vereinfacht gesprochen, zwei Denkschulen:
Eine, man könnte sie die „stalinistische“ nennen,
entspricht im großen und ganzen der im Westen
vorherrschenden Anschauung über den taktischen
Charakter von NÖP. Lenins Entscheidung. Kollek-
tivierung und Zentralisierung zu stoppen und
gleichzeitig die Handels- und Marktbeziehungen
ebenso wie die Privatinitiative wiederzubeleben,
werden als lediglich zeitweiliger Rückzug beurteilt.
Nach ihrer Auffassung hätte auch Lenin nach Über-
windung der Krise die umfassende Verstaatlichung
und Zentralisierung fortgesetzt, wenn auch nicht
unbedingt auf die diktatorische und grausame
Weise, wie Stalin sie dann praktiziert hat. Der frühe
Tod Lenins im Jahre 1924 hat offengelassen, ob
diese Auffassung richtig war.

Andere sowjetische Autoren teilen diese Ansicht
nicht. Sie weisen unter anderem darauf hin. daß es
in der Partei starke Opposition und Kritik gegeben
hätte, als Lenin seine Vorschläge unterbreitete.
Man befürchtete, daß sie nicht lediglich taktische
Bedeutung haben würden, sondern den ursprüng-
lich geplanten sozialistischen Kurs in Frage stellten.
Die Politik Lenins schien ihnen eine Verschiebung
vom Primat der zentralen Planwirtschaft zu dem
einer „mixed economy“, in der private Sektoren
neben den staatlichen bestehen und mit ihnen
koexistieren.

Die Diskussion über den wahren Charakter von
Lenins NÖP wurde in der Sowjetunion schon in den
sechziger Jahren wiederaufgenommen. In den letz-
ten Jahren hat sie sich erneut belebt. Unter Gorba-
tschow scheint die zweite Denkschule an Bedeu-
tung zu gewinnen. Der Grund dafür liegt auf der
Hand: Wenn die für sowjetische Verhältnisse weit-



reichenden Reformschritte, die Gorbatschow und
seine Berater wohl im Sinne haben, als authentische
Fortführung der Vorstellungen Lenins dargestellt
werden können, ist es einfacher, sie gegenüber den 
Parteikadern und der sowjetischen Bevölkerung
insgesamt zu legitimieren und durchzusetzen. Im
Hinblick auf ideologische Fragen ist Lenin für die 
sowjetische Bevölkerung nach wie vor die oberste
Autorität. Seine Schriften haben den „Vorteil“, für
sehr unterschiedliche Denkrichtungen in Anspruch
genommen werden zu können.
Bezüglich der Kurskorrekturen in der sowjetischen,
mozambiquanischen. angolanischen etc. Politik
gibt es eine weitere wichtige Überlegung. Westliche
Sowjetologen haben darauf hingewiesen, daß eine
Anzahl von quantitativen bzw. taktischen Verände-
rungen sich zu einem Wandel in der Substanz addie-
ren könnten ). Das kann letztlich20 sogar im Gegen-
satz zur Intention desjenigen geschehen, der diese
Veränderungen unternimmt. Die Entscheidung des
RGW im Jahre 1981, Mozambique nicht als Voll-
mitglied aufzunehmen, ist für eine derartige Dyna-
mik ein gutes Beispiel. Sie war mit einiger Sicher-
heit von Moskau nicht als eine strategische Verän-
derung in der östlichen Politik gegenüber Afrika
gemeint. Letztlich hat sie diese Qualität aber doch
gewonnen. Ihr folgte vier Jahre später eine ähnliche
Entscheidung gegenüber Äthiopien, einem global-
strategisch für Moskau weit wichtigeren Verbünde-
ten in Afrika als Mozambique. Beide Entscheidun-
gen zusammen waren für die übrigen sozialistisch
orientierten Länder in Afrika eine klare Botschaft,
daß sie im Unterschied zu Kuba. Vietnam und Laos
nicht damit rechnen können, in den Genuß der Vor-
teile einer derartigen Mitgliedschaft zu kommen,
das heißt, die für einen sozialistischen Entwick-
lungsweg notwendige wirtschaftliche Absicherung
durch den Ostblock zu erhalten.

Der Fall Äthiopiens ist in dieser Hinsicht besonders
interessant. Äthiopien wurde die Mitgliedschaft im
RGW verweigert, obwohl sich das Regime alle
Mühe gab. als ein äußerst loyaler, ideologisch li-
nientreuer Verbündeter aufzutreten. Mengistu
wollte die sowjetische Führung davon überzeugen,
daß Äthiopien in Afrika eine ähnliche Rolle spielen
könnte wie zeitweise Kuba in Lateinamerika, das
heißt als Stützpunkt für weitreichende revolutionäre
und militärische Interessen der Sowjetunion in
Afrika fungieren könnte. Sein Angebot, Tausende
von südafrikanischen Anti-Apartheidskämpfern aus-
zubilden, ist in diesem Zusammenhang zu sehen.

Äthiopiens Antrag auf Mitgliedschaft im RGW
wurde jedoch einstimmig von den Ostblockstaaten
abgelehnt. Moskau und seine Verbündeten waren

nicht bereit, den Preis für ein weiteres Kuba zu zah-
len. Die meisten afrikanischen Marxisten, wie die in
Mozambique, haben diese Botschaft verstanden
und versuchen jetzt verstärkt, mit den Institutionen
des westlich dominierten Weltmarktes zu kooperie-
ren.

Die Tatsache, daß die RGW-Entscheidung nicht
lediglich eine taktische war. wird einmal mehr deut-
lich. wenn man sich den wirtschaftspolitischen Hin-
tergrund dieser Entscheidung genauer anschaut. In
der Sowjetunion und den übrigen RGW-Ländern
hat sich das Denken über die bestehende Weltwirt-
schaftsordnung nachhaltig geändert. Amerikani-
sche Sowjetologen wie Elizabeth Kridl-Valkenier
und Jerry Hough haben in ihren Studien überzeu-
gend nachgewiesen, daß die führenden sowjeti-
schen Ökonomen dieser Ordnung nicht mehr mit
einer grundsätzlich ablehnenden Haltung gegen-
überstehen, obwohl sie so eindeutig von
den kapitalistischen Industriestaaten beherrscht
wird21)- Sowjetische, ungarische und ostdeutsche
Ökonomen sind mehr und mehr zu der Einsicht
gekommen, daß den ökonomischen Interessen ih-
rer Länder und des RGW insgesamt besser durch
eine Reform als durch eine Zerstörung der Welt-
wirtschaftsordnung gedient ist. Denn letzteres
würde auch den Ostblockstaaten schaden.

20) Vgl. z. B. Hannes Adomeit. Ideology in the Soviel View
of International Affairs, in: Christoph Bertram (Hrsg.). Pro-
spects of Soviet Power in the 1980’s. London 1980. S. 103 bis
110.

21) Vgl. Elizabeth Kridl Valkenier. The Soviet Union and
the Third World. An Economic Bind. New York 1983; Jerry
E. Hough. The Struggle for the Third World. Soviet Debates
and American Options. Washington 1986.

Diese veränderte Haltung gegenüber der Weltwirt-
schaftsordnung hat logischerweise dazu geführt,
daß das Interesse, Entwicklungsländer in die „so-
zialistische Internationale Arbeitsteilung“ hinüber-
zuziehen und sie dort einzubinden, abgenommen
hat. Statt dessen finden die Kosten, die eine solche
Politik hätte, größere Beachtung. Die Mitglied-
schaft von Kuba. Vietnam und Laos bürdet den 
RGW-Staaten bereits Kosten auf. die an der
Grenze ihrer Leistungskraft liegen. Die Belastun-
gen durch die Mitgliedschaft eines weiteren Ent-
wicklungslandes werden sie sich daher so schnell
nicht aufladen.

Das NÖP-Argument muß deswegen im Hinblick
auf die Dritte Welt in seiner ganzen Ambivalenz
gesehen werden. Oberflächlich betrachtet hat es
zweifellos ein taktisches Element. Es hilft sowjeti-
schen Politikern und Experten, ihren ideologischen
Verbündeten Ratschläge zu geben, die in der Praxis
vom orthodoxen Weg beträchtlich abweichen, ohne
dies jedoch als einen prinzipiellen Bruch mit dem 
Marxismus/Leninismus deklarieren zu müssen. 
Darüber hinaus bleibt aber offen, ob es sich bei den 
jeweiligen Maßnahmen um Schritte mit lediglich
taktischem Charakter oder um einen Wandel in der



Substanz handelt. Das muß von Fall zu Fall geprüft
werden.
Es gibt einen weiteren Aspekt der NÖP-Diskus-
sion, der oft übersehen wird. Verschiedene sowje-
tische und osteuropäische Autoren haben in den
siebziger und den beginnenden achtziger Jahren
Lenins NÖP als eine Metapher benutzt, um auf dem 
Umweg über die Probleme der sozialistisch orien-
tierten Länder der Dritten Welt mehr Freiheit zu
gewinnen, grundlegende Schwierigkeiten der so-
wjetischen Ökonomie und des Marxismus/Leninis-
mus zu diskutieren.
Der oben bereits erwähnte Artikel von Butenko
über die Probleme des Übergangs zum Sozialismus
in den unterentwickelten Ländern ist dafür ein gu-
tes Beispiel22). Seine Analyse des Versagens der
Agrarpolitik in den sozialistisch orientierten Ent-
wicklungsländern liest sich an verschiedenen Stel-
len wie eine radikale Kritik des sowjetischen Agrar-
modells und seiner Unfähigkeit, mit der Landwirt-

23) Vgl. The Weekly Mail vom 30. Oktober 1987.
24) Vgl. Winrich Kühne, Black Politics in the South Africa
and the Outlook for Meaningful Negotiations (Internationale
Konferenz, abgehalten in der Stiftung Wissenschaft und Poli-
tik, Ebenhausen, vom 10. bis 12. Dezember 1986 (SWP- 
K 2518), S. 40ff.

schaft in den westlichen Industriestaaten zu konkur-
rieren.

Diese kurze Diskussion über das Problem von Tak-
tik und Wandel in der Substanz der sowjetischen
Politik mag genügen, um folgende Schlußfolgerun-
gen zu ziehen. JederVersuch, diese Veränderungen
durch simples Entweder-Oder — das heißt: entwe-
der wird der Sozialismus offiziell aufgegeben, oder
es handelt sich um unbedeutende taktische Ände-
rungen — zu erklären, ist viel zu grobkörnig, als
daß er die für die praktische Gestaltung der Ost-
West- und Nord-Süd-Beziehungen wesentlichen
Elemente herausarbeiten könnte.

Wie an dem Beispiel der RGW-Mitgliedschaft ge-
zeigt wurde, gibt es Schritte, die in ihren praktischen
Auswirkungen über taktische Maßnahmen hinaus-
gehen, die aber natürlich nicht eine offizielle Been-
digung des Marxismus/Leninismus und seines welt-
revolutionären Anspruchs zum Inhalt haben.

VIII. Moskaus Haltung gegenüber Südafrika und Angola

In der westlichen Öffentlichkeit ist seit einiger Zeit
eine heftige Kontroverse darüber entbrannt, wie
groß der Einfluß der Südafrikanischen Kommuni-
stischen Partei (SACP) auf die Befreiungsbewe-
gung ANC (African National Congress) ist. Von
den unterschiedlichsten Personen und Organisatio-
nen werden Spekulationen darüber angestellt, wie
viele Mitglieder des dreißigköpfigen Exekutivkomi-
tees des ANC zugleich Mitglieder der SACP sind.
Die Schätzungen liegen zwischen acht und 25. Da
Angehörige der SACP seit dem Verbot ihrer Partei
die Mitgliedschaft in der Regel nicht offenlegen, ist
die exakte Zahl kaum zu bestimmen. Die westli-
chen Experten auf diesem Gebiet sind sich aber
einig, daß die von der südafrikanischen Regierung
genannten Zahlen zu hoch liegen. Militärische Un-
terstützung erhält der ANC bzw. seine Guerilla-
Organisation Umkhonto We Sizwe vor allem aus
dem Ostblock. Daraus machen beide Seiten keinen
Hehl, die Einzelheiten werden jedoch geheimgehal-
ten. Schwedische Stellen sind aufgrund ihrer guten
Kontakte zum ANC zu dem Ergebnis gekommen,
daß die sowjetische Finanzhilfe an die Befreiungs-
bewegung ungefähr der skandinavischen entspre-
chen dürfte.

Es liegt nahe anzunehmen, daß die militärische Zu-
sammenarbeit mit Moskau den Mitgliedern der
SACP im ANC ein besonderes Schwergewicht hin-
sichtlich einer Einflußnahme, zumindest auf die
Gestaltung des bewaffneten Kampfes, gibt. Im ein-

22) Vgl. P. Henze (Anm. 16).

zelnen ist diese Frage jedoch umstritten. Joe Slovo,
seit dem Tode von Moses Mabida Generalsekretär-
der SACP. ist im Westen geradezu eine Symbolfi-
gur für diese Einflußmöglichkeit geworden mit der
Folge, daß er in der westlichen Presse des öfteren
als oberster Chef der Guerilla genannt wird. In 
einem formalen Sinne hat das jedoch nie gestimmt.
Joe Slovo war lediglich „Chief of Staff“, während
Joe Modise „Commander in Chief“ war. Inzwi-
schen ist Joe Slovo angeblich auf Bitten der SACP
von dieser Aufgabe entbunden worden. An seine
Stelle ist der frühere „Policical Commissioner"
Chris Hani, getreten23).

Im Hinblick auf Strategie und Taktik des Befrei-
ungskampfes verhält sich die SACP im großen und
ganzen nicht weniger pragmatisch als der ANC.
Jedoch stehen die Kommunisten spontanen revolu-
tionären Aktivitäten, wie denen der „young comra-
des“, mißtrauischer gegenüber als die meisten Mit-
glieder des ANC. Wie andere kommunistische Par-
teien auch hält die SACP eine systematische, straf-
fer Disziplin unterworfene Organisation für eine
der wichtigsten Voraussetzungen, um einen revolu-
tionären Kampf erfolgreich bestehen zu können.
Die SACP-Führung hat in diesem Sinne immer auf
den ANC eingewirkt und war umgekehrt aus die-
sem Grunde für ihn besonders wertvoll24).



Soweit in Fragen der Ideologie und Politik, insbe-
sondere im Hinblick auf die Gestaltung einer Post- 
Apartheid-Gesellschaft, zwischen dem ANC und
der SACP grundlegende Meinungsunterschiede be-
stehen bzw. bestanden haben, dürften diese sich
durch die Entwicklungen in der Politik Moskaus
seit Anfang der achtziger Jahre stark relativiert ha-
ben. Das ist der übereinstimmende Eindruck von
amerikanischen und europäischen Experten, die
sich mit den Entwicklungstendenzen in der sowjeti-
schen Afrikapolitik genauer befaßt haben und wie
der Autor Gelegenheit hatten, in Moskau intensive 
Gespräche über Südafrika zu führen. Ihr Fazit ist,
daß man in Moskau über die Chancen einer effek-
tiven Ausweitung und Übertragung des Marxismus-
Leninismus auf Afrika tief desillusioniert ist. Die 
katastrophalen Entwicklungen vor allem in Mo-
zambique und Äthiopien, aber auch die großen
Schwierigkeiten in Angola sind nicht ohne Wirkung
auf das afrikapolitische Denken der Sowjetunion
geblieben.

Fragt man in den Moskauer Instituten Ökonomen
nach den aus ihrer Sicht hoffnungsvollen Entwick-
lungen in afrikanischen Ländern, so wird keiner
der nach traditioneller sowjetischer Lesart soziali-
stisch orientierten Verbündeten wie Mozambique,
Angola, die Volksrepublik Kongo etc. genannt,
sondern Zimbabwe als leuchtendes Beispiel hinge-
stellt. Durchbricht man einmal die dicke Schicht
eingefahrener ideologischer Argumente, so ist
noch etwas anderes zu spüren: ein gewisses Ver-
ständnis für die Weißen und ihren Unwillen, sich
auf eine schwarze Mehrheitsherrschaft einzulas-
sen. Die Identifikationslage der „Weißen“ in Mos-
kau ist in dieser Hinsicht kaum anders als die der
meisten Europäer.

In der Rede eines führenden Mitglieds des Mos-
kauer Afrika-Instituts, Gleb Starushenko, gehal-
ten auf der 2. sowjetisch-afrikanischen Konferenz
„for peace, Cooperation and social progress“ im
Juni 1986, hat dieses Verständnis in einer Weise
Eingang gefunden, wie das vor wenigen Jahren
noch unvorstellbar gewesen wäre. Zwar stellt Sta-
rushenko einerseits fest: „This System cannot be
changed, it must be destroyed". Än anderer Stelle
fährt er aber fort, die „anti-rassistischen Kräfte
halten eine umfassende Nationalisierung von kapi-
talistischem Eigentum nicht für zwingend geboten,
und sie sind bereit, der Bourgeoisie entsprechende
Garantien zu geben.“ Des weiteren ermutigt er
den ANC, „umfassende Garantien für die weiße
Bevölkerung auszuarbeiten, die nach der Beseiti-
gung des Apartheid-Regimes verwirklicht werden
könnten . . . Zum Beispiel könnte das Parlament
aus zwei Kammern bestehen: Eine Kammer, die
nach dem Verhältniswahlrecht gewählt wird und
eine andere, ausgestattet mit einem Veto-Recht,
in der die vier Gruppen gleichstark repräsentiert

sind (equal representation)“25). Es wäre falsch,
zumindest voreilig, diese Thesen als offizielle so-
wjetische Politik einzustufen. Ebenso wenig sind
sie allerdings auch nur einsame Gedanken Staru-
shenkos.

25) Gleb Starushenko. Problems of Struggle Against Racism.
Apartheid and Colonialism in the South Africa (USSR Aca-
demy of Sciences. The Africa Institute). Moscow 1986.
26) Vgl. Howard Barrel. Soviet Policy in Southern Africa. in:
World in Progress (South Africa). (1987) 48. S. 3—7.
27) Vgl. Monitor-Dienst (Afrika) vom 26. November 1987,
S. 10.

Insgesamt ist man jedoch in Moskau, ganz ähnlich
wie in Washington, der Meinung, daß das südliche
Afrika nicht bedeutend genug ist. Anlaß für eine
direkte Konfrontation zwischen den beiden Super-
mächten zu sein. Das Vertrauen, diesen konfliktbe-
grenzenden Konsens mit den USA halten zu kön-
nen, ist relativ groß. Im Juni 1987 wurde ein weite-
res führendes Mitglied des Moskauer Afrika-Insti-
tutes in dieser Hinsicht sehr deutlich. Victor Gon-
scharow sagte auf einer Konferenz des Londoner
Instituts für Strategische Studien und der Universi-
tät von Zimbabwe, daß das südliche Afrika für die
beiden Supermächte von geringem Interesse sei und
daß es deswegen eigentlich möglich sein sollte, sich
über eine Handhabung der Probleme in der Region
zu verständigen. Gonscharow distanzierte sich je-
doch ausdrücklich von Staruschenkos Thesen zum
weißen Minderheitsschutz26) und bestätigte damit
den Eindruck westlicher Experten, daß es zu dieser
Frage in Moskau unterschiedliche Auffassungen
gibt.

Das starke militärische Engagement des Ostblocks
in Angola scheint im krassen Widerspruch zu den
moderaten Tönen aus Moskau im Hinblick auf die
Republik Südafrika zu stehen. In Angola sind über
30 000 kubanische Soldaten stationiert. Der Wert
der Waffen, die aus der Sowjetunion in den letzten
Jahren dorthin geliefert worden sind, wird auf meh-
rere Milliarden DM geschätzt. Mit ihrer Hilfe star-
tete die angolanische Armee im Herbst 1987 eine
weitere Großoffensive gegen die Guerillatruppen
der UNITA. Als diese in Bedrängnis kamen, eilten
ihnen die Südafrikaner wie schon in früheren Fällen
zur Hilfe. Durch den Einsatz von Flugzeugen, mo-
biler weitreichender Artillerie (G-5) und gepanzer-
ten Einheiten auf angolanischem Boden gelang es
ihnen, die Offensive zu stoppen und teilweise zu-
rückzudrängen.

Moskau macht aus seinem starken Engagement zu-
gunsten der Regierung in Luanda kein Hehl, be-
streitet allerdings, wie es von Südafrika behauptet
wird, daß sowjetische Militärs an der Seite der an-
golanischen Regierungstruppen direkt an den
Kämpfen teilgenommen hätten27). Von südafrika-
nischer Seite ist das wiederholt behauptet wor-



den28). Die militärische Unterstützung, die die
UNITA nicht nur aus Südafrika, sondern seit 1986
auch offiziell von Washington erhält, wird in Mos-
kau als der Versuch eines „roll back“ mit militäri-
schen Mitteln gedeutet, den man nicht hinnehmen
wolle. Eine militärische Niederlage der MPLA-Re-
gierung würde aus sowjetischer Sicht, insbesondere
in den Augen der Militärs, in gravierender Weise an
der Glaubwürdigkeit der Sowjetunion als einer den
USA zumindest militärisch ebenbürtigen globa-
len Macht rühren. Gorbatschow ist nicht weniger
entschlossen als seine Vorgänger, diesen Status zu
verteidigen. Die Notwendigkeit dazu scheint in
Moskau so gut wie unumstritten zu sein. Hoffnun-
gen. Angola in eine ideologisch definierte Hegemo-

28) Vgl. BBC/SWB/ME/8690/B/1 vom 5. Oktober 1987.
29) Vgl. David Albright, New Trends in Soviel Policy toward
Africa. in: CSIS Africa Notes. No. 27 vom 29. April 1984.

nie nach osteuropäischem Vorbild einbinden zu
können, werden damit wohl nur noch bei wenigen
verbunden. Die starke östliche Militärpräsenz hin-
dert Angola nicht daran, ähnliche Reformschritte
wie Mozambique zu vollziehen und seinen Standort
in der Ost-West Rivalität mehr in Richtung Westen
zu verschieben. Es gibt keine Anzeichen dafür, daß
Moskau oder Havanna dagegen ernsthaft etwas un-
ternehmen. Für die sowjetische Afrika-Politik seit
Anfang der achtziger Jahre macht es offensichtlich
einen Unterschied, ob man lediglich eine schritt-
weise Transformation und Positionsverschiebung
eines bisherigen Verbündeten hinnehmen muß
oder eine offene militärische Niederlage bzw. einen
offenen Bruch.

IX. Schlußfolgerungen

Zusammenfassend läßt sich feststellen, daß in drei
Jahrzehnten sowjetischer Afrika-Politik Entwick-
lungen stattgefunden haben, die die Bedeutung des
Systemantagonismus erheblich relativieren. Seine
politisch überstarke Betonung erscheint heute ana-
chronistisch. Die Konfrontation mit den Bedingun-
gen in Afrika und den Leistungsgrenzen des eige-
nen Systems hat östliche Wissenschaftler und Poli-
tiker dazu gezwungen. Motivationslage und Vorge-
hensweise sowjetischer Afrika-Politik nachhaltig zu
überdenken. Hegemoniale Expansionsvorstellun-
gen, wie sie im Kreml zeitweise durchaus bestanden
haben mögen, haben sich als machtpolitische Träu-
mereien erwiesen. Die Neigung, revolutionäre Um-
stürze in der Dritten Welt als Gelegenheiten für
eine nachhaltige Ausweitung des östlichen Einflus-
ses „opportunistisch“ auszunutzen, hat abgenom-
men. Ein Rückzug aus Afrika bedeutet das jedoch
nicht. Gerade unter Gorbatschow ist die sowjeti-

sehe Politik recht aktiv darin, die wirtschaftlichen,
technischen, kulturellen und politischen Beziehun-
gen nicht nur mit einigen wenigen ideologischen
Verbündeten, sondern mit mehr oder weniger al-
len Staaten Afrikas zu pflegen29). Im großen und
ganzen handelt es sich um die Politik einer globa-
len Macht, die sich ebenso ihrer militärischen
Stärke bewußt ist wie ihrer wirtschaftlichen Schwä-
che. Ideologie spielt in dieser Politik zwar weiter-
hin eine Rolle, aber in einer sehr zurückgenomme-
nen und die Erfahrungen von drei Jahrzehnten
zunehmend realistisch verarbeitenden Weise. Ei-
nes läßt sich mit Gewißheit feststellen: Diese Poli-
tik baut nicht mehr darauf, westlichen Industrie-
staaten auf dem Umweg über Afrika und andere
Teile der Dritten Welt in ihrer Substanz untermi-
nieren zu können.
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Die handels- und entwicklungspolitische
Zusammenarbeit der Europäischen Gemeinschaft

mit Schwarzafrika

L Afrika und die Gründung der Europäischen Gemeinschaft

Die Geschichte, das politische, wirtschaftliche und
auch das kulturelle Bild des heutigen Afrika wur-
den über Jahrhunderte entscheidend durch den
Einfluß westeuropäischer Kolonialmächte geprägt.
So besaßen noch bei der Entstehung der EWG 1957
vier der sechs Gründungsmitglieder Gebiete in
Übersee. Besonders für Frankreich, das über das
weitaus größte Herrschaftsgebiet in Afrika ver-
fügte, hätte der Verlust seiner wirtschaftlichen Ver-
bindung mit den Kolonien zu schwer tragbaren Be-
lastungen geführt. 1957 bezog Frankreich ca. ein 
Viertel seiner Importe aus den Kolonien und lie-
ferte rund ein Drittel seines • Exportes dorthin.
Schätzungsweise 300 000 Arbeitsplätze hingen di-
rekt von diesem Export ab. Ohne die Kolonien
wäre die durch die Gründung der EWG notwen-
dige, sehr kostenintensive Modernisierung der fran-
zösischen Industrie noch schwieriger geworden ).1

Die französische Regierung machte deshalb die Un-
terzeichnung des EWG-Vertrages von der Assozi-
ierung seiner Kolonien und Treuhandgebiete ab-
hängig. Dagegen hatte sich nicht zuletzt die Bun-
desrepublik Deutschland ausgesprochen. Bei der
von ihr als absehbar betrachteten politischen Unab-
hängigkeit der assoziierten Staaten fürchtete sie
u. a. Probleme im Zusammenhang mit der Hall-
stein-Doktrin2). Auch war das deutsche Interesse
an den französischen Gebieten in Afrika sehr be-
grenzt, bildeten doch die lateinamerikanischen und
asiatischen Länder den Schwerpunkt deutschen
Handels mit der Dritten Welt.

Doch wie die Bundesrepublik die Zustimmung
zum freien innerdeutschen Handel konnte
Frankreich die Assoziierung durchsetzen. Alle
EWG-Staaten anerkannten die politische und wirt-
schaftliche Funktion der Assoziierungspolitik.
Als Rohstoffquelle und als Absatzmarkt leg-
ten sie Wert auf die Überseegebiete, auch
wenn an die Beseitigung der französischen
Dominanz auf diesen Märkten nicht zu denken
war. Die meisten europäischen Regierungen
gingen jedoch davon aus, daß Frankreich al-
leine nicht in der Lage sein würde, den euro-
päischen Einfluß langfristig in dieser Region
zu erhalten, und fürchteten, daß ein Machtvakuum
von den USA oder der UdSSR schnell ausgefüllt
würde. ,

Das erste „Durchführungsabkommen über die As-
soziierung der überseeischen Länder und Hoheits-
gebiete mit der Gemeinschaft“ wurde gleichzeitig
mit dem Römischen Vertrag am 25. März 1957 un-
terzeichnet. Für den ersten Europäischen Entwick-
lungsfonds (EEF) wurden 581 Mill. Rechnungsein-
heiten bereitgestellt ). Von den assoziierten Gebie3 -
ten in Afrika einschließlich Madagaskar (AASM)
waren 15 französische Kolonien oder Treuhandge-
biete4). Mit der EWG wurde also eine regional auf
Afrika konzentrierte „Dritte Welt-Politik“ der Ge-
meinschaft geboren, die lange Zeit vor allem eine
französische Politik mit europäischen Mitteln war,
modifiziert durch deutsche Industrieinteressen und
unkoordiniert begleitet von den bilateralen Politi-
ken der anderen Mitgliedstaaten5). Stets jedoch
blieb die Bundesrepublik bei ihrer Forderung nach
einer den regionalen Strukturbedingungen entspre-
chenden handels- und entwicklungspolitischen Zu-
sammenarbeit im Rahmen eines Globalkonzeptes



der Politik der EG gegenüber möglichst allen Staa-
ten der sogenannten Dritten Welt6).
Auch nach der Gründung der EWG pflegten die
Mitgliedstaaten selbstverständlich ihre z. T. lange
gewachsenen bilateralen Beziehungen zum afrika-
nischen Kontinent. Afrikapolitik der EG bedeutet
deshalb bis heute nationale französische, britische,
deutsche, in bestimmten Regionen auch belgische
und marginal portugiesische sowie italienische
Außen-, Außenwirtschafts- und Entwicklungspoli-
tik. Als einziger EG-Staat spielt Frankreich auch
eine bedeutende sicherheitspolitische Rolle in
Afrika7).
Neben den einzelnen Mitgliedstaaten entfalten so-
genannte Nichtregierungsorganisationen fast aller
Staaten Westeuropas eine kaum zu überschätzende
entwicklungs- und wirtschaftspolitische Arbeit in
Afrika. Gleichzeitig ist die europäische Afrikapoli-
tik das Kernstück der Dritte-Welt-Politik der größ-
ten Handelsmacht der Welt — der Europäischen
Gemeinschaft. Hierfür gab die EG im Durchschnitt
der letzten fünf Jahre ca. 3.5 % ihrer Mittel. 1985

mehr als 3. Mrd. DM aus.8 Dies ist zwar nur etwa
die Hälfte der jährlichen bundesdeutschen Ent-
wicklungshilfe; dennoch stehen die Ausgaben der
EG für die Dritte Welt an zweiter Stelle hinter
denen für die Agrarpolitik8).

Das Verhältnis zwischen Westeuropa und den
schwarzafrikanischen Staaten gründet auf diesem
komplexen Netz der Beziehungen auf verschiede-
nen Ebenen. Diese Vielfältigkeit der Bindungen
zwischen Europa und Afrika muß stets berücksich-
tigt. kann hier jedoch nicht detailliert dargestellt
werden. Unstrittig ist. daß der Einfluß, den die
westeuropäischen Staaten heute noch in Afrika ha-
ben. seit 30 Jahren wesentlich durch die Politik der
EG gestützt und mitbestimmt wird. Diese Politik
hat sich bis heute zu einer Zusammenarbeit mit 66
afrikanischen, karibischen und pazifischen Ländern
— den sogenannten AKP-Staaten — entwickelt.
Dennoch ist sie bis heute auf Afrika konzentriert
— zwei Drittel der 66 AKP-Länder sind afrika-
nisch.

II. Die Ziele, der rechtliche Rahmen und die ersten Instrumente
der Assoziierungspolitik

Artikel 131 des EWG-Vertrages nennt als Ziel der
Assoziierung der überseeischen Gebiete „die För-
derung der wirtschaftlichen und sozialen Entwick-
lung der Länder und Hoheitsgebiete und die Her-
stellung enger Wirtschaftsbeziehungen zwischen ih-
nen und der gesamten Gemeinschaft“. Sie soll „den
Interessen der Einwohner dieser Länder und Ho-
heitsgebiete dienen und ihren Wohlstand fördern,
um sie der von ihnen erstrebten wirtschaftlichen,
sozialen und kulturellen Entwicklung entgegenzu-
führen“ 9).

Dieses Ziel sollte vorrangig durch zwei unterschied-
liche Methoden europäischer Dritte-Weit- und spe-
ziell Afrikapolitik erreicht werden:
— Die EG-Länder versuchten, einen möglichst frei-
zügigen wirtschaftlichen Großraum zu schaffen. Da-
bei stand jedoch von Anfang an fest, daß innerge-
meinschaftlichen Verpflichtungen, wie z. B. der ge-
meinsamen Agrarpolitik, im Falle eines Interessen-

konfliktes stets Vorrang eingeräumt werden
sollte.
— Gleichzeitig bemühte sich die EG. auch durch
finanzielle Unterstützung von Entwicklungsprojek-
ten den assoziierten Staaten zu helfen. 1968 kam die
Nahrungsmittelhilfe als ergänzendes Instrument
hinzu. Die für diese Politik notwendigen Mittel
werden außerhalb des Haushaltsplans der Gemein-
schaft durch Beiträge der Mitgliedstaaten zum Eu-
ropäischen Entwicklungsfonds aufgebracht.
Neben den Artikeln 131—136 stützt sich das Asso-
ziierungsabkommen auf die in Teil 3 des EWG-
Gründungsvertrags festgelegten Prinzipien der
Handelspolitik10). Die außenpolitische Kompetenz
verblieb bis heute nach wie vor uneingeschränkt bei
den EG-Mitgliedstaaten. Entsprechend schuf sich
die EWG mit dem erwähnten ersten Durchfüh-
rungsabkommen kein polyvalentes Instrument ei-
ner umfassenden Dritte-Weit- und Afrikapolitik.
Die EWG beschränkte sich vielmehr weitgehend
auf handels- und entwicklungspolitische Instru-
mente. die auch handfesten Interessen der EG-



Staaten dienen. Durch Handelspräferenzen, rezi-
proke Zollsenkungen und Nichtdiskriminierungs-
klauseln blieb vor allem der Import von Rohstoffen
und tropischen Agrarprodukten aus den assoziier-
ten Staaten fast vollständig von tarifären Hindernis-
sen verschont. Die Gelder des Europäischen Ent-
wicklungsfonds (EEF) werden zum großen Teil als
Zuschüsse zur Bezahlung von Aufträgen an euro-

päische Unternehmer verwendet. Die Nahrungs-
mittelhilfe wurde zwar 1986 endgültig von der euro-
päischen Agrarpolitik abgekoppelt. Der Absatz
von jährlich ca. 1.3 Mio. t Getreide, 95 000 t Milch-
pulver und 61 000 t pflanzlichem und Butteröl ist
jedoch immer noch ein wichtiger Beitrag zum Ab-
bau zuviel produzierter Nahrungsmittel der
EG11).

1) Zu den Assoziierungsvorschriften siehe im einzelnen
J. P. Agarwal. Die Assoziierung der überseeischen Gebiete
(Anm. 1). S. 21—30. Zur Nahrungsmittelhilfe siehe
D. Fritsch. EG Nahrungsmittelhilfe. Ein entwicklungspoliti-
sches Instrument oder Überschußverwertung. Vortragszu-
sammenfassung. Bonn 12. 1. 1988.
12) Vgl. K. Frhr. v. d. Ropp. Die gewachsenen Beziehungen
bestehen fort. Westeuropäisch-afrikanische Verbindungen,
in: Das Parlament, Nr. 33-34 vom 15./22. August 1987,

13) Europäische Wirtschaftsgemeinschaft (Hrsg.). Das Ab-
kommen von Jaunde. Die Assoziierung der überseeischen
Länder mit der EWG. Dazugehörige Dokumente, Brüssel-
Luxemburg 1965. Zur Vorgeschichte und den einzelnen Be-
stimmungen des Jaunde-I-Abkommens siehe H.-D. Wülker,
EWG und wirtschaftliche Assoziierungen, Wien 1971.
14) Vgl. C. Cosgrove Twitchett. Europe and Africa — from
association to partnership, London 1978, S. 80 f.

III. Vom Durchführungsabkommen des Jahres 1957
zu den Verträgen von Jaunde

Das 1957 abgeschlossene Durchführungsabkom-
men betraf Länder, die sich nach Meinung der mei-
sten EWG-Staaten auf dem Wege zur Unabhängig-
keit befanden. Um ihnen die Möglichkeit zu geben,
nach Erlangung der Souveränität über die Erneue-
rung, Abänderung oder die Aufgabe der Assozi-
ierung selber zu entscheiden, wurde die Laufzeit
des Abkommens auf fünf Jahre begrenzt.

Zumindest die frankophonen afrikanischen Staaten
waren sich bewußt, daß sie mit ihrer völkerrechtli-
chen Unabhängigkeit nach kurzer Übergangsphase
noch keineswegs auch wirtschaftlich unabhängig ge-
worden waren. Sie standen vor der Alternative,
entweder die vielfältigen und engen Bindungen an
ihre ehemaligen „Mutterländer“ weitgehend auf-
rechtzuerhalten oder aber ein nicht nur wirtschaft-
liches Chaos zu riskieren, ). Die handelspolitischen
Vorteile der Assoziierung
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(zollfreier Export vor al-
lem von Rohstoffen und tropischen Produkten) wa-
ren für die exportschwachen Entwicklungsländer
noch weniger wichtig als die Finanzierung von Ent-
wicklungsprojekten durch den EEF. Schließlich
weckte die Kooperation mit der Gemeinschaft in
den afrikanischen Staaten Hoffnungen, die einsei-
tige Fixierung auf die ehemalige Kolonialmacht
durch engere Beziehungen auch zu den übrigen
EWG-Mitgliedstaaten relativieren zu können. Des-
halb wünschten fast alle afrikanischen Staaten nach
ihrer Unabhängigkeitserklärung eine Fortsetzung
der Zusammenarbeit.

Das vom Juli 1964 bis Mai 1969 gültige erste Ab-
kommen (Jaunde I) zwischen 17 souveränen Staa-
ten der Assoziation Afrikanischer Staaten und Ma-
dagaskar (AASM) und den sechs Gründungslän-
dem der EWG zeigte, daß die afrikanischen Staa-

ten trotz ihrer gerade errungenen Unabhängigkeit
bei den Verhandlungen nur eine Statistenrolle ge-
spielt hatten13). Dagegen dominierte Frankreich
durch seine doppelte Funktion als Vertreter eigener
Interessen innerhalb der EG und als Berater der
meisten afrikanischen Regierungen. Die Handels-
regelungen wurden nur ein wenig — und eher zu-
gunsten der EWG — geändert. Für die landwirt-
schaftlichen Produkte, die der Preisreglementie-
rung durch die EG-Agrarpolitik unterstehen, gal-
ten weiterhin Einfuhrbeschränkungen. Die euro-
päischen Industrieprodukte behielten eine starke
Position auf dem Markt der Assoziierten — auf
Kosten eines hohen Konkurrenzdrucks auf die oh-
nehin sehr schwache afrikanische Industrie.

Nicht zuletzt auf deutschen Wunsch hin erhielten
die assoziierten Staaten lediglich die Initiative bei
den Vorschlägen für die zu fördernden Projekte.
Ihre Forderung nach einer gemeinsamen Verwal-
tung der auf 730 Mill. ECU erhöhten Mittel des
EEF war jedoch nicht berücksichtigt worden H).

Wirklich neu am ersten Vertrag von Jaunde waren
die paritätisch besetzten gemeinsamen Institutio-
nen. Während das vorhergehende Durchführungs-
abkommen allein von den Organen der EWG ver-
waltet worden war. mußten die europäischen Staa-
ten nun der völkerrechtlichen Unabhängigkeit der
ehemaligen Kolonien Rechnung tragen. „Auf der
Grundlage völliger Gleichberechtigung“ sollten alle
die Assoziation betreffenden Fragen behandelt
werden. Die neuen Institutionen, deren Strukturen
deutliche Ähnlichkeiten mit denen der EWG zeig-
ten. besaßen jedoch kaum echte Entscheidungsbe-
fugnisse. Dies galt besonders für die Parlamentari-
sche Konferenz, die damit auch in dieser Hinsicht
der parlamentarischen Versammlung der EWG
glich. Mangels einklagbarer Rechte blieb das



Schiedsgericht weitgehend beschäftigungslos. Der
Assoziationsrat konnte keine dem Ministerrat der
EWG vergleichbare Rolle spielen. Er bestand aus
den Mitgliedern des Rates der EWG. Mitgliedern
der EWG-Kommission und je einem Vertreter der
assoziierten Länder. In seinen mindestens jährli-
chen Treffen sollte der Rat „im gegenseitigen Ein-
vernehmen“ für die Vertragsparteien verbindliche
Beschlüsse und Entschließungen „im Hinblick auf
die Verwirklichung der Ziele und das einwandfreie
Funktionieren der Assoziation“ fassen. Doch die 
EG-Staaten bestimmten die Höhe und letztlich
auch die Verwendung der für die Assoziierungspo-
litik verwendeten Mittel. Das Jaunde-I-Abkommen
verkleidete so den stark postkolonialen Charakter
der Beziehungen durch die Fassade einer gleichbe-
rechtigten Zusammenarbeit, nachdem 1957 die In-
strumente und die finanziellen Mittel dieser Politik
.europäisiert' worden waren.

Die Bundesrepublik trug zusammen mit Frankreich
die Hauptlast bei der finanziellen Hilfe im Rahmen
des Jaunde-I- und aller späteren AKP-Abkommen.
Sie beteiligte sich mit 34.1 % und 33.76 % am ersten
bzw. zweiten EEF. Jedoch zog Frankreich aus die-
sen Mitteln einen ungleich größeren Nutzen. 88%
der Gelder des ersten EEF wurden in Form von
Zuschüssen und Darlehen an die französischen
Überseegebiete vergeben. Bis heute profitieren
französische Unternehmen mehr als alle anderen
aus dem EG-Raum von der Auftragsvergabe mit
EEF-Geldem ).15

Bei der Ratifizierung des Jaunde-II-Abkommens.
das ab dem 1. Januar 1971 bis zum 31. Januar 1975
die Zusammenarbeit fortsetzte ), waren schon
manch hohe Erwartungen an die Assoziierungspo
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litik enttäuscht worden. Trotz aller Präferenzen
hatte sich der Handel mit den AASM zwischen 1958
bis 1969 nur um 13 % gesteigert. Gleichzeitig war 
der Warenaustausch der EG mit den nicht-assozi-
ierten Entwicklungsländern um 17% gestiegen.
Wie zur Kolonialzeit lieferten die afrikanischen
Staaten hauptsächlich Rohstoffe in die Gemein-
schaft. Eine signifikante Veränderung war ledig-
lich. daß Frankreich beträchtliche Anteile des Wa-
renverkehrs an die Bundesrepublik, Italien und die
Niederlande verloren hatte ).17

Vor diesem Hintergrund war es der Bundesrepublik
gelungen, im zweiten Vertrag von Jaunde die Prä-
ferenzen für die AASM so weit zu reduzieren, daß
sie den übrigen Entwicklungsländern nahezu
gleichgestellt waren18). Mit dem System Allgemei-
ner Zollpräferenzen (GSP) zugunsten aller Ent-
wicklungsländer wurde — entgegen den Wünschen
der assoziierten Staaten — im Juli 1971 die Han-
delsposition der nicht-assoziierten Länder an die
der AASM — angenähert ).19

Mit dem Beitritt Großbritanniens zur EG ließ sich
die Assoziierungspolitik weder in ihrer bisherigen
regionalen Begrenzung auf Afrika noch in ihrer
konzeptionellen Bestimmung besonders durch
Frankreich ohne weiteres fortführen. Die Bundes-
republik erhielt britische Unterstützung für ihre
Forderung nach einer globalen Entwicklungspoli-
tik. Dies zeigte schon vor der Erweiterung der EG
im Jahre 1973 Wirkung. Die Versuche, mit den ehe-
mals britischen Gebieten Ostafrikas (Uganda, Ke-
nia und Tansania) weiteren Staaten präferenziellen
Zugang zum EG-Markt zu gewähren, zeitigten nach
mehreren Anläufen 1971 — also nach Beginn der
Beitrittsverhandlungen — endlich Erfolge20). Mit
dem Protokoll 22 der Beitrittsakte wurde dann im
Januar 1972 allen unabhängigen Commonwealth-
Staaten in Tropisch-Afrika, in der Karibik, im Indi-
schen und im Pazifischen Ozean eine der Position
der AASM entsprechende Assoziierung mit der EG
angeboten.

London trug auch seine jahrhundertealte koloniale
Erfahrung und Dritte-Welt-Politik in die Gemein-
schaft. Sie mußte nun mit ihren spezifischen Zielen
und Interessen in den gemeinschaftlichen Abstim-
mungsprozeß eingebracht werden21). Noch stärker
als vorher bestand jetzt die Gefahr, daß das Neben-
einander der Entwicklungspolitik der Gemein-
schaft und der einzelnen Mitgliedstaaten zu einem
unübersichtlichen Gegeneinander und zu endlosem
Gerangel um die EEF-Gelder würde.

Somit war es Anfang der siebziger Jahre höchste
Zeit, eine umfassende Konzeption europäischer
Politik gegenüber der Dritten Welt und besonders



gegenüber Afrika zu entwerfen. Ein von der EG-
Kommission ausgearbeitetes Memorandum wurde
von den Staats- und Regierungschefs auf dem Gip-
feltreffen im Oktober 1972 jedoch auf eine sehr all-
gemeine Kompromißformel reduziert. Afrikaorien-
tierte .Regionalisten' auf der einen und .Globali-
sten* auf der anderen Seite einigten sich, den bishe-
rigen regionalen Ansatz zwar nicht aufzugeben,
aber verstärkt einen Interessenausgleich zwischen
den assoziierten afrikanischen Ländern und den
übrigen Entwicklungsländern zu suchen22). Mit
diesem Memorandum hatte die Kommission — un-
terstützt vom Europäischen Parlament — auch ver-

sucht, ihre Verantwortlichkeiten für diesen Politik-
bereich zu erweitern und die finanziellen Mittel für
die Kooperation zu erhöhen. Dies hätte aber zur
Aushöhlung der bilateralen Entwicklungshilfe der
einzelnen EG-Staaten führen können. Auf ihrer
Ratstagung im Juni/Juli 1974 reagierten die für Ent-
wicklungspolitik zuständigen Minister, indem sie
einstimmig ihre Bereitschaft zur „Harmonisierung
und Koordinierung“ der bilateralen Politik der Mit-
gliedsländer erklärten. Dies bedeutete, daß die na-
tionalen Politiken nicht ersetzt, sondern allenfalls
koordiniert und durch die Politik auf Gemein-
schaftsebene ergänzt werden sollten.

IV. Die Weiterführung der europäischen Afrikapolitik
im Rahmen der Lome-Vereinbarungen

Mit der Unterzeichnung der ersten Lome-Konven-
tion am 28. Februar 1975 begann die bisher letzte
Stufe des sich seit 1957 entwickelnden Prozesses, in
dessen Verlauf die EG zum Haupthandelspartner,
Hauptkreditgeber und damit auch zu einem der
Hauptentwicklungshelfer der Dritten Welt gewor-
den ist. Lom ist die Fortführung der Jaunde-Poli-
tik. gleichzeitig aber auch die Geburtsstunde eines
bis heute in seinen Grundzügen wirksamen, welt-
weit einmaligen Rahmens für die entwicklungspoli-
tische Zusammenarbeit und für den Dialog zwi-
schen Nord und Süd.
Die Kooperation im Rahmen des ersten Lome-Ver-
trages wurde 1979 durch ein zweites Abkommen
(Lome II) weitergeführt. Es hatte wiederum eine
auf fünf Jahre begrenzte Laufzeit (1. März 1980—
28. Februar 1985). Auch beim dritten Lom-Ab-
kommen, das am 8. Dezember 1984 unterzeichnet
wurde, bestanden die AKP-Staaten entgegen den
europäischen Wünschen auf eine begrenzte Lauf-
zeit (1. März 1985—28. Februar 1990), um den
Vertragsinhalt neu verhandeln zu können23).

1. Die Grundstrukturen der Lome-Politik

In den Verhandlungen gelang es den AKP-Staaten,
einen Katalog gemeinsamer Forderungen an die

EG-Staaten vorzulegen. Dies war angesichts der
Heterogenität der AKP-Gruppe eher überra-
schend: 18 der schwarzafrikanischen Staaten gehör-
ten 1974 zu den am wenigsten entwickelten Län-
dern der Welt. Einige waren Kleinstaaten fast ohne
Entwicklungs- und Industrialisierungskapazitäten,
während Nigeria mit 73 Mill. Einwohnern zu den
volkreichsten und von seinen natürlichen Ressour-
cen her zu den entwicklungsfähigsten Staaten Afri-
kas zählt24). Die Entwicklungsländer forderten die
Erhöhung der Mittel des EEF und den freien
Zugang zum EG-Markt für alle Erzeugnisse ohne
Gegenpräferenzen. Vor allem aber forderten sie ge-
genüber den EG-Staaten und im Rahmen der UN
die Neuordnung der Produktions-, Austausch- und
Verteilungsmechanismen der Weltwirtschaft.

Mit dem Ölschock 1973 und der nachfolgenden
Krise der westlichen Wirtschaften hatte sich das
Verhältnis zwischen Industrie- und Entwicklungs-
ländern verändert. Die Entwicklungsländer waren
sich der Wirksamkeit eines selbstbewußten und ko-
ordinierten Auftretens gegenüber den Industriena-
tionen bewußter geworden. Die Industrienationen
hatten ihre Abhängigkeit von Rohstoffimporten
aus der Dritten Welt schmerzhaft zu spüren bekom-
men. Dies führte bei den Verhandlungen zum er-
sten Lome-Vertrag zu einer weitgehend kooperati-
ons- und kompromißbereiten Haltung der EG-
Staaten. So verzichteten sie in der am 28. Februar
1975 unterzeichneten und Anfang 1976 in Kraft
getretenen sogenannten Lome-I-Konvention auf
Gegenpräferenzen25). Dafür akzeptierten die 



AKP-Staaten das Prinzip der Meistbegünstigung,
das heißt für Importe dieser Staaten aus Drittlän-
dern dürfen keine günstigeren Regelungen verein-
bart werden als für die Waren aus der EG. Ca. 94 %
der gegenwärtigen Exportprodukte der AKP-Staa-
ten erhielten freien Zugang zum EG-Markt. Die 
Produkte des europäischen Agrarmarktes (vor al-
lem Rindfleisch. Getreide und Zitrusfrüchte) blie-
ben jedoch weitgehend vor billigen Importen ge-
schützt. so daß die AKP-Staaten erst gar keine
Chance für die Steigerung des Exports dieser Pro-
dukte in die EG erhielten. Die Gemeinschaft be-
hielt sich darüber hinaus mit einer Schutzklausel
das Recht vor. den freien Zugang nach eigenem
Ermessen dann einzuschränken, wenn dadurch die
Wirtschaft eines Mitgliedslandes beeinträchtigt
wird. Sie wurde zwar noch nie angewandt, aber als
Drohmittel benutzt, um von einigen AKP-Ländern
sogenannte „Selbstbeschränkungsabkommen“ für
den Export in die EG zu erzwingen.

Widerwillig einigten sich beide Seiten auf das ei-
gentliche Neue an Lome I. einem System zur Sta-
bilisierung der Exporterlöse (STABEX)26). Die 
Organe, der AKP-EG-Ministerrat, der vom Bot-
schafterausschuß unterstützt wird, und die Bera-
tende Versammlung, entsprachen dem bekannten
Muster der Jaunde-Verträge. Der Gemeinsame Mi-
nisterrat bestehend aus den Mitgliedern des Rates
der EG, Vertretern der Kommission und je einem
Mitglied der Regierungen der AKP-Staaten, be-
stimmt die Leitlinien der durchzuführenden Maß-
nahmen. Der Botschafterausschuß soll u. a. die
Verwirklichung der vom Ministerrat festgelegten
Ziele prüfen und die Arbeit aller Ausschüsse, Ar-
beitsgruppen und sonstiger Gremien überwachen.
Die Beratende Versammlung setzt sich paritätisch
aus Mitgliedern des EG-Parlaments und Vertretern
der AKP-Staaten (meist die Parlamentspräsidenten
und jeweils ein Diplomat) zusammen. Sie traten in
der Regel als Sprachrohr ihrer jeweiligen Regierun-
gen auf, was die parlamentarische Qualität der Ar-
beit in diesem Gremium deutlich einschränkte. Die
Versammlung traf sich mindestens einmal im Jahr.
Sie nahm den Tätigkeitsbericht des Ministerrates
entgegen, konnte „beratende Ad-hoc-Ausschüsse
zur Durchführung der von ihr festgelegten besonde-
ren Arbeiten einsetzen“ und Empfehlungen verab-
schieden. In der Laufzeit des Lome-II-Vertrages
wurde ihre Arbeit vorbereitet und gestrafft durch
den sogenannten Paritätischen Ausschuß. Mit
Lome III, wurde die Beratende Versammlung in
Paritätische Versammlung umbenannt, womit die

gleichberechtigte Zusammenarbeit unterstrichen
wurde.

2. Die Ergebnisse und Folgen der Lome-Politik

Der erste Lom-Vertrag eröffnete denjenigen Staa-
ten des afrikanischen, karibischen und pazifischen
Raumes eine Beitrittsmöglichkeit, die entweder
ehemaliges Überseegebiet eines EG-Landes sind
oder eine den AKP-Staaten vergleichbare Wirt-
schafts- und Produktionsstruktur haben. Dadurch
erhöhte sich die Zahl der an der Kooperation betei-
ligten Dritte-Welt-Staaten von 46 im Jahre 1975 auf
bis heute 66. davon zwei Drittel in Afrika. Somit
bilden die Lom-Verträge den wichtigsten Rahmen
für die internationale Kooperation der Mehrheit
der afrikanischen Staaten. Das gesamte Afrika süd-
lich der Sahara mit Ausnahme der Südafrikanischen
Republik und Namibia wurde als einheitlicherWirt-
schaftsraum mit der EG verbunden. Dies sagt je-
doch kaum etwas über die Qualität der Zusammen-
arbeit und ihre Ergebnisse aus.

a) Handelskooperation
Durch den freien Zugang ihrer Industrieerzeug-
nisse und der Nahrungsmittel, die nicht der Regle-
mentierung durch die europäische Agrarpolitik un-
terliegen, erhofften sich die AKP-Länder erhöhte
Exportchancen, eine Verbesserung ihrer Zahlungs-
bilanz und ihrer Konkurrenzsituation gegenüber
den anderen Entwicklungsländern.
Tatsächlich stiegen die AKP-Exporte in die EG
wesentlich stärker als in die Nicht-EG-Staaten; ihr
Wert erhöhte sich zwischen 1975 und 1986 um
141 % auf 19,57 Mrd. ECU. Allein von den afrika-
nischen Staaten kaufte die Gemeinschaft Güter im
Wert von 17.85 Mrd. ECU - 16,5 % mehr als
1981. Doch 1986 machte der Import aus nur 4 AKP-
Staaten (Elfenbeinküste. Nigeria, Kamerun und
Zaire) ca. die Hälfte der gesamten EG-Importe aus
den AKP-Staaten aus. 30 % der Exporte der EG in
die AKP gingen in diese Länder. Dies macht
deutlich, daß die schwächsten AKP-Staaten von
den angebotenen Zollfreiheiten kaum profitieren
können.
Der Anteil der AKP-Exporte am Import der Ge-
meinschaft aus allen Entwicklungsländern nahm
zwischen 1975 und 1986 nur sehr mäßig um 2.14%
zu — und dies trotz des Anwachsens der Zahl der
AKP-Staaten von 44 auf 66! ) Der Anteil der EG-
Exporte in den AKP-Raum am gesamten europäi
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-
schen Export in die Entwicklungsländer sank sogar
zwischen 1975 und 1986 von 18.42% auf 14.91%.
Die 1976 noch mit 600 Mill. ECU positive Bilanz
des Handels der AKP-Staaten mit der Gemein-
schaft erreichte bis 1982 ein Defizit von 478 Mill.



ECU. Erst danach drosselten die AKP-Staaten ihre
Importe und erreichten 1986 wieder einen Über-
schuß von über 3.5 Mrd. ECU.
Bedingt besonders durch fallende Rohstoffpreise
verschärfte sich die Verschuldungssituation wäh-
rend der bisherigen Laufzeit der Lom-Verträge:
1975 waren alle AKP-Staaten mit ca. 17 Mrd. US-
Dollar, 1986 allein Nigeria mit 22.5 und die Elfen-
beinküste mit 6.9 Mrd. US-Dollar verschuldet28).

29) Vgl. dazu Weltbank. Weltentwicklungsberichte. Wa-
shington 1976—1987. sowie J. Betz. Lome III. Bewahrung
des Erreichten und Priorität für die Landwirtschaft, in: Aus
Politik und Zeitgeschichte. B 27/85. S. 17—26; H. Strizek.
Lome III — gezeichnet von der Krise, in: Die Neue Gesell-
schaft/Frankfurter Hefte. (1985) 78. S. 660—663.
30) Die Forderung der AKP-Staaten bei den Lom-III-Ver-
Handlungen, ähnlich wie im Zuckerprotokoll auch den Import
zahlreicher anderer Produkte zu festen Preisen oberhalb denen
des Weltmarktes in die EG zu vereinbaren, wurde zurückge-
wiesen. vgl. J. Nötzold/K. v. d. Ropp (Anm. 23). S. 177.

31) Vgl. Kommission der Europäischen Gemeinschaften,
15. Gesamtbericht über die Tätigkeit der Europäischen Ge-
meinschaften 1981. Brüssel-Luxemburg 1981, S. 312.

Keinem der AKP-Staaten gelang während der
Laufzeit von Lome I. II und III ein wirklich bedeut-
samer Entwicklungssprung. Das Pro-Kopf-Ein-
kommen zahlreicher afrikanischer AKP-Staaten ist
vielmehr gesunken, das heißt weite Teile der Bevöl-
kerung dieser Staaten sind noch mehr verarmt29).
Diese enttäuschenden Ergebnisse zeigen, daß die
Hilfe durch die zollfreie Handelskooperation nicht
zuletzt wegen fallender Rohstoffpreise auf dem 
Weltmarkt, struktureller Wettbewerbsschwächen
vieler afrikanischer AKP-Staaten, aber auch han-
dels- und wirtschaftspolitischer Fehler in einer
Reihe dieser Staaten begrenzt ist. Die EG sollte vor
allem weiter helfen, die Produktionsmöglichkeiten
in den AKP-Ländern und ihre Absatzchancen auch
in Drittländer zu fördern. Im intensiveren Dialog
sollte gemeinsam nach Wegen gesucht werden, die
industrielle Wettbewerbssituation dieser Staaten zu
verbessern. Gleichzeitig muß die EG die Auswir-
kungen der eigenen Agrarpolitik auf den Agrarex-
port der Entwicklungsländer kritisch überdenken.
Die vereinbarten Protokolle über Sonderregelun-
gen u. a. für den Import von Rindfleisch und
Zucker sind eine begrenzte Hilfe für die AKP-Staa-
ten ).30 Auf der anderen Seite wird der Agrarexport
der AKP-Staaten in Drittländer teilweise schwer
von den Folgen der subventionierten Nahrungsmit-
telexporte der EG betroffen.

b) Stabilisierung der Exporteinkünfte
(STABEX) und SYSMIN

Größte Hoffnungen verbanden die AKP-Länder
mit den Fonds zur Stabilisierung der Exporterlöse

bestimmter Rohstoffe, die sie jedoch nie als adä-
quaten Ersatz für die geforderte „Neue Weltwirt-
schaftsordnung“ betrachteten. Weiterhin erstreb-
ten sie eine möglichst umfassende Garantie ihrer
Deviseneinkünfte aus dem Rohstoffexport. Aus eu-
ropäischer Sicht ist es dagegen Ziel des Systems,
heftigen Auswirkungen von Erlösschwankungen
beim Export der für das Entwicklungsland wichtig-
sten Erzeugnisse entgegenzuwirken. Deshalb setz-
ten die EG-Staaten durch, daß die in Form von
Zuschüssen oder günstigen Krediten gezahlten
STABEX-Erstattungen für Erlösrückgänge beim
Export nur bei starken Einbrüchen der Preise
(„Preisfaktor“) eines Gutes möglich sind, dessen
Anteil am Gesamtexporterlös des AKP-Staates
mindestens 6% (Lome III; bei Lome II noch 
6,5%) seiner Gesamtexporterlöse ausmacht
(„Mengenfaktor“).

Die EG-Staaten ließen es jedoch zu, daß die Liste
der durch das 1975 vereinbarte STABEX-System
unterstützten Agrarrohstoffe immer länger und die
Zahl der Empfängerländer immer größer wurde:
1975 galt es für zwölf Produktgruppen und 46 Län-
der. Im Jahre 1981 wurden bereits 44 Positionen
und 61 Länder berücksichtigt. Durch den Lom-II-
Vertrag wurde STABEX sogar um ein Hilfssystem
für nicht selbst verschuldete Schwierigkeiten (etwa
starker Rückgang der Exporterlöse durch Verfall
des Weltmarktpreises) von Bergbauindustrien
(SYSMIN) in AKP-Staaten erweitert. Dafür stellte
die Gemeinschaft 282 Mill, und im Lom-III-Ver-
trag 415 Mill. ECU bereit.

In den Jahren 1977—1979 verzeichneten die AKP-
Staaten eine relativ gute Ertragslage. Dies änderte
sich 1980 durch ungünstige Klimabedingungen in
der Sahel-Zone, Ernteausfälle bei Kaffee, vor allem
aber durch den Rückgang der Nachfrage und das
Sinken der Rohstoffpreise. Da die Höhe der STA-
BEX-Gelder jährlich auf der Grundlage der Ex-
porterlöse in vier vorhergehenden Referenzjahren
festgesetzt wird, führte dies ab 1980 zu einer finan-
ziellen Überforderung des Garantiefonds. Zur
Deckung aller Ansprüche wären STABEX-Mittel
in Höhe von 261 Mill. ECU erforderlich gewesen.
Tatsächlich konnten nur 138 Mill. ECU, d. h. 53%
ausgezahlt werden31). 1981 betrug die Quote nur
annähernd 42%.

Die Situation verbesserte sich ab 1985. Die Gründe
waren, daß im Lome-III-Vertrag die Transferlei-
stungen für die gesamte Laufzeit auf 925 Mill. ECU
erhöht wurden. Vor allem aber sanken aufgrund
der mageren Referenzjahre die Ansprüche. 1986
konnten deshalb alle Anträge von 16 Ländern in



Höhe von 149.4 Mill. DM gedeckt werden. 99.4%
dieser Gelder erhielten afrikanische Staaten ).32

Für 1987 werden jedoch wieder Ansprüche erwar-
tet. die die bereitgestellten Mittel übersteigen.
Dennoch wünschen die Entwicklungsländer nach
wie vor eine umfassende Exporterlös- oder Ein-
kommensgarantie. Dafür müßten im nächsten EEF
die Mittel für die Garantiefonds erhöht werden,
wodurch angesichts kaum zu erwartender drasti-
scher Steigerungen der Gesamthöhe der EEF-Gel-
der die Entwicklungshilfe in andere Bereiche finan-
ziell ausgehöhlt würde.
Mittlerweile werden 48 Produkte im STABEX-Sy-
stem berücksichtigt. Dies sind praktisch alle wichti-
gen agrarischen Exportgüter. Es hat sich gezeigt,
daß STABEX Auswirkungen konjunktureller
Preisschwächen auf dem Weltmarkt lindem kann.
Keineswegs kann und soll es jedoch notwendige
Strukturanpassungen verhindern. Spätestens jetzt
wäre es an der Zeit, das System zu verbessern, statt
die Förderliste um weniger wichtige Exportpro-
dukte zu verlängern oder weitere Länder als an-
tragsberechtigt anzuerkennen. Dazu könnten auch
regelmäßige wirtschaftliche Konsultationen zwi-
schen EG- und AKP-Vertretern unter Einschluß
erfahrener Fachleute aus der Wirtschaft beitragen,
um so die langfristige Dispositionskompetenz zu
erhöhen und wirtschaftliche Fehlentscheidungen
soweit wie möglich zu verringern ). Ein Ziel muß
es auch sein, bei der Ermittlung des Transferbetra

33

-
ges den Gesamtexport sowie den Entwicklungs-
stand des einzelnen Empfängerlandes zu berück-
sichtigen.

c) Finanzielle und technische Zusammenarbeit
Wegen ihrer schwachen Exportmöglichkeiten kön-
nen zahlreiche AKP-Staaten nur einen begrenzten
Nutzen aus der Handelskooperation, dem STA-
BEX- und dem SYMIN-System ziehen. Deshalb ist
für sie der weitaus größere Teil der EEF-Mittel, der
nicht zur Finanzierung dieser Systeme dient, son-
dern für Entwicklungsprojekte zur Verfügung ge-
stellt wird, von wesentlich höherer Bedeutung.
Die Höhe der nach sehr unterschiedlichen Metho-
den und Modalitäten (Zuschüsse. Darlehen. Risi-
kokapital. Kredite der Europäischen Investitions-
bank) verteilten finanziellen Hilfe aus der EG hat
sich seit dem ersten Fonds 1957 mehr als verzehn-
facht und erreichte bei Lome-III 8 500 Mill. ECU.
Die europäischen Staaten sind zweifellos der größte
Entwicklungshelfer auf dem afrikanischen Konti-

nent. Doch gemessen am Bevölkerungswachstum
und unter Berücksichtigung der Inflationsrate
schrumpfen die Pro-Kopf-Hilfe und die reale Zu-
wachsrate des EEF auf sehr bescheidene Größen.
Deshalb überrascht es nicht, daß die Entwicklungs-
länder beständig eine spürbare Anhebung der Hilfe
fordern.

Vor diesem Hintergrund ist es besonders problema-
tisch. daß die schon bereitgestellten Mittel teilweise
nur sehr zäh abfließen342 ). Die AKP-Länder ma-
chen dafür u. a. das komplizierte Antragsverfah-
ren. die schleppende Entscheidungsfindung und
nicht zuletzt die so gern behauptete Trägheit der
Brüsseler Bürokratie verantwortlich. Von EG-
Seite werden dagegen vor allem Mängel in vielen
Projektanträgen, teilweise schlampige, unfähige
und/oder korrupte Verwaltungen sowie eine zer-
mürbend langsame Projektdurchführung in den
Entwicklungsländern beklagt. Sicherlich liegt die
Wahrheit in der Mitte. Fest steht nur. daß die Ab-
flußgeschwindigkeit ohne Effizienz- und Kontroll-
verluste erhöht und bisherige, nur partiell erfolgrei-
che Anstrengungen gemeinsam verstärkt werden
müssen.

3) Vgl. O. Matzke. Die gemeinsame Agrarpolitik. Bela-
stung für das Nord-Süd-Verhältnis, in: Aus Politik und Zeit-
geschichte. B 5/80; K. Otterbein. Hunger durch EG-Agrar-
überschüsse. in: epd — Entwicklungspolitik. (1980) 4.
S. 18—21; Kommission der EG: Zehn Jahre Lome. Mittei-
lung von Herrn Natali an den AKP-EWG-Ministerrat. SEK
(86) 1295. Brüssel 1986. S. 57; D. Frisch (Anm. 11) S. 5.

d) Landwirtschaftliche Zusammenarbeit
und Nahrungsmittelhilfe

Mehr als 50% des Sozialproduktes der afrikani-
schen Länder werden im Agrarsektor erwirtschaf-
tet. in dem ca. 80 % der Gesamtbevölkerung arbei-
ten. Dennoch drängten die AKP-Regierungen
lange Zeit besonders stark auf Hilfen zur Industria-
lisierung, während die EG größeren Wert auf die
Stärkung der ländlichen Gesellschaftsstruktur
legte. Ab dem Lome-II-Vertrag wurde dem mehr
entsprochen. Die zu diesem Zweck bereitgestellten
Mittel des 5. EEF wurden gegenüber dem 4. EEF
(Lome I) um nahezu ein Drittel von 702 auf
933.7 Mill. ECU erhöht. Bei Lome III wurde end-
lich der ländlichen Entwicklung höchste Priorität
eingeräumt. 80—90% der Lome III-Gelder sollen
für die ländliche Entwicklung und Ernährungssi-
cherung bereitgestellt werden35). Insgesamt erhiel-
ten die AKP-Staaten südlich der Sahara zwischen
1974 und 1986 allein Nahrungsmittelhilfen im



Werte von ca. 2 Mrd. ECU ). Dennoch konnte
diese Hilfe die
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Verschärfung des Hungerproblems
in Afrika nicht verhindern.

Es gibt keine kurzfristigen Alternativen zur Nah-
rungsmittelhilfe im Katastrophenfall. Aber nur ca.
30 % der Nahrungsmittel aus der EG wurden bisher
bei akuten Notlagen verteilt. Zu Recht wird daher
an den restlichen 70% heftige Kritik geübt. Sie
ersparten den Entwicklungsländern zwar Devisen
für kommerzielle Agrareinfuhren. In den Entwick-
lungsländern ist allerdings häufig zu beobachten,
daß die Nahrungsmittel oft nicht den Weg zu den
hungernden Bevölkerungsschichten finden. Nicht
selten wirkt sich die Nahrungsmittelhilfe negativ auf
die örtliche Agrarstruktur, auf Eßgewohnheiten
und die Motivation der Bauern aus. Schließlich
dient sie oft dazu, die Folgen einer verfehlten
Agrarpolitik der Empfängerländer zu mildem.
Sinnvoller ist eine verstärkte technische und finan-
zielle Hilfe zum Aufbau eines funktionsfähigen
Agrarsektors, der langfristig zur landwirtschaftli-
chen Selbstversorgung der Entwicklungsländer
führt.

e) Industrielle Zusammenarbeit

Lange Zeit hatten auf Wunsch der AKP-Staaten
Hilfen zur Industrialisierung Vorrang in der prakti-
schen Entwicklungspolitik ). Durchschnittlich
wurden in den letzten Jahren ca. 25
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Mill. ECU ver-
geben — dennoch nur ein Tropfen auf den buch-
stäblich heißen Steinen Afrikas. Ein Schlüsselfak-
tor für die Industrialisierung ist der ungehinderte
Zugang von verarbeiteten Erzeugnissen zum EG-
Markt. Die Partner der EG verweisen immer wie-
der auf die sogenannte „Schutzklausel“ und die
„Ursprungsregeln“ in den Verträgen, die den Zu-
gang dieser Waren angeblich wirkungsvoll verhin-
dern38). Im Lome-II-Vertrag wurden jedoch
99,3 % der Ausfuhren der AKP-Staaten von allen
Zöllen, Abgaben und mengenmäßigen Beschrän-
kungen befreit und die Anwendungsmöglichkeiten
der Schutzklausel weiter eingeengt39). Dennoch
ging zwischen 1973 und 1980 das Wachstum der

Industrieproduktion der Länder südlich der Sahara
auf 5 % zurück; von 1980 bis 1985 schrumpfte die
verarbeitende Industrie dieser Region sogar. Zu
den Gründen gehören neben einer unzulänglichen
Infrastruktur und dem Mangel an qualifiziertem
Personal auch eine teilweise völlig verfehlte Wirt-
schaftspolitik einiger afrikanischer Staaten40). Mit
den knappen Devisen wurde eine ineffiziente verar-
beitende Industrie aufgebaut, die nur geringe Lei-
stungen in Form von Arbeitsplätzen und Produk-
tion erbrachte.

Während die Weltbank und der Weltwährungs-
fonds in vielen Fällen den Entwicklungsländern de-
taillierte wirtschaftspolitische Bedingungen stellt,
ging die EG davon aus. daß „die AKP-Staaten . . .
als gleichberechtigte Partner . . . selbst die Verant-
wortung für ihr wirtschaftliches Schicksal haben
und am besten wissen müssen, wie sie ihre Zukunft
gestalten wollen“41). Dieser wirtschaftspolitische
Neutralismus der Kommission trug mit dazu bei, in
den EG-Ländem die Sympathie für die bilaterale
Entwicklungshilfe zu stärken. Mittlerweile hat sich
jedoch das Verhalten der Kommission geändert. Im
Rahmen der Verteilung der Lome-III-Mittel auf die
von den Entwicklungsländern beantragten Projekte
wurden mit den einzelnen Empfängerländern
Überlegungen darüber angestellt, durch welche
wirtschaftspolitischen Rahmenbedingungen und
Eigenleistungen des Empfängerlandes der Erfolg
der zu fördernden Programme am besten unter-
stützt werden kann. Fragen, wie z. B. der Schutz
europäischer Investitionen oder ein intensivierter
Technologietransfer, der nicht dem Prestige des
Empfängerlandes dient, sondern seinen spezifi-
schen Strukturbedingungen angepaßt ist, müssen
jedoch weiter diskutiert werden.

f) „Politikdialog“ und die Zusammenarbeit
in den Institutionen

Mehr Geld — dies ist eine der am häufigsten geäu-
ßerten afrikanischen Forderungen an Europa. Sie
ist teilweise gerechtfertigt. Immerhin erfüllen bis
heute nur drei EG-Staaten die Forderung der UNO
an die reichen Länder der Welt, 0,7% ihres Brut-
tosozialproduktes für Entwicklungshilfe auszuge-
ben. Dies sind Frankreich (0,78%). Dänemark
(0.83%) und die Niederlande (0,97%). Die bun-



desdeutsche Quote liegt dagegen bei nur 0,46% ).
Angesichts eigener wirtschaftlicher Schwierigkeiten
ist die Bereitschaft, auf die finanziellen
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Forderun-
gen der AKP-Seite einzugehen, in den letzten Jah-
ren eher noch geringer geworden.

Die westeuropäischen Staaten legen mehr Gewicht
auf den effizienten Einsatz und die bessere Kon-
trolle der Verwendung der knappen Mittel. Deutli-
cher als früher wird die Steigerung der Eigenan-
strengungen der AKP-Länder gefordert. In diesem
Zusammenhang steht auch der Wunsch der EG
nach einem verstärkten Dialog mit den Entwick-
lungsländern über den richtigen Weg zur Verbesse-
rung ihrer wirtschaftlichen Situation.

Lange Zeit gab es gegen diesen sogenannten „Poli-
tikdialog“. der besser Entwicklungsdialog genannt
würde, von Seiten der AKP-Staaten heftigen Wider-
stand. Auch heute noch kommt es besonders bei
Treffen der Paritätischen Versammlung vor. daß
einige Vertreter afrikanischer Staaten diesen Dia-
log als „kolonialistischen Einmischungsversuch“
der EG mißverstehen. Im Vergleich zu solcher Po-
lemik verliefen die erwähnten Gespräche zwischen
der Kommission und den einzelnen AKP-Staaten
bei der Programmierung der Lome-III-Gelder je-
doch in sachlichem Tone.

Immer wieder betonte die EG. einen anderen Weg
als die Weltbank gehen und keinesfalls den Ent-
wicklungsländern die Entscheidung über die einzu-
schlagende Strategie vorschreiben zu wollen. Es
geht bei diesem Entwicklungsdialog darum, ge-
meinsam konzeptionelle Grunddeterminanten ei-
ner erfolgversprechenden Entwicklungspolitik zu
diskutieren. Über das bisher Erreichte hinaus müs-
sen jedoch u. a. adäquate Währungs- und unver-
zerrte Faktorpreis-Relationen gesucht, ein der Si-
tuation des Landes angemessenes Verhältnis zwi-
schen kapital- und arbeitsintensiven Industrien an-
gestrebt werden. Ebenso muß eine sinnvolle Ba-
lance zwischen industrieller und ländlicher Ent-
wicklung, zwischen der Produktion von landwirt-
schaftlichen Exportgütern und Nahrungsmitteln zur
Versorgung der eigenen Bevölkerung, zwischen Er-
nährungsmöglichkeiten und Bevölkerungswachs-
tum gefunden werden. Schließlich muß über die
wirtschaftspolitische Rolle staatlicher Verwaltun-
gen und die Bedeutung kleiner und mittlerer Privat-
unternehmen gesprochen werden.

Ein solcher Dialog ist kein Gegensatz zum Prinzip
der gleichberechtigten und partnerschaftlichen Ko-
operation. Dennoch wird er noch lange Zeit poli-
tisch und psychologisch schwierig bleiben. Gut

20 Jahre nach der Unabhängigkeit der meisten afri-
kanischen Staaten ist die Erinnerung an den euro-
päischen Kolonialismus noch frisch und verständli-
cherweise die Gefahr groß, hinter dem Wunsch
nach einem Gespräch über diese sensiblen Themen
Einmischungsversuche zu vermuten. Hier hat die
kolonialistisch unbelastete Bundesrepublik Deutsch-
land besondere Aufgaben.

Die institutionellen Organe AKP—EG haben sich
allenfalls teilweise als geeignete Foren für diesen
Dialog erwiesen. Vor allem die Paritätische Ver-
sammlung ist mehr ein Ort heftiger Angriffe auf die
EG als ein Ort sachlicher Diskussionen um die Lö-
sung der zahlreichen Probleme geworden. Regel-
mäßig klagen die AKP-Vertreter über eine zu ge-
ringe Hilfe aus der EG und verurteilen die Politik
einzelner europäischer Staaten gegenüber Südafri-
ka. Dabei werden sie vom linken Spektrum der EG-
Parlamentarier unterstützt. Auf diesen Druck hin
und im .Gegenzug' zu einer Menschenrechtsklausel
dokumentierte die EG gegen heftigen inneren
Widerstand vertraglich ihre „Entschlossen-
heit. sich wirkungsvoll für die Abschaffung der
Apartheid“ einzusetzen43). Dies wird nun von
AKP-Seite .eingeklagt'. Vor allem vom CDU-Bun-
destagsabgeordneten Hornhues angeregte Versu-
che der EG. auch mit Hilfe der Lome-Organe vor-
sichtig einen Dialog zwischen Vertretern Schwarz-
afrikas und der Südafrikanischen Regierung anzu-
regen, wurden jedoch bisher von AKP-Vertretern
— und mit Unterstützung der Mitglieder der kom-
munistischen und der Regenbogen-Fraktion des
Europäischen Parlaments — abgelehnt44). Nie
führten jedoch die z. T. recht polemischen Ankla-
gen zu einer Reduzierung der Hilfsleistungen. Die
fruchtlosen Diskussionen über Südafrika sind aller-
dings geeignet, nicht nur den Zusammenhalt der
EG-Seite zu schädigen, sondern von den wirklichen
Problemen abzulenken und das Klima der Zusam-
menarbeit zu belasten.

4) Vgl. K. Frhr. von der Ropp. Die Republik Südafrika:
Hegemonialmacht nach außen — Ohnmacht im Innern?, in:
Aus Politik und Zeitgeschichte. B 29— 30/86. S. 47.
45) Vgl. dazu Weltbank. Weltentwicklungsbericht 1987.
S. 120 f.. sowie Financial Times vom 3. September 1987.

Der AKP-EWG-Ministerrat erbte die kraftlosen
Strukturen des Assoziationsrates des Jaunde-Ab-
kommens. Nur zäh und mehr gegen Widerstreben
entwickelt sich hier ein intensivierter entwicklungs-
politischer Dialog. Allerdings begannen 1986 zahl-
reiche Länder Afrikas — wie z. B. Nigeria. Ghana.
Mauritius, Senegal und Togo — wirtschaftspoliti-
sche Reformen, die durch die schlechten Erfahrun-
gen der Vergangenheit initiiert wurden, aber von
der EG im kreativen gemeinsamen Gespräch be-
gleitet werden können45).



V. Forderungen an die Zukunft

Es ist nicht verwunderlich, daß vor allem von afri-
kanischer Seite die Ergebnisse der Lome-Koopera-
tion im Vergleich zu den Ausgangserwartungen aus
dem Jahre 1975 eher skeptisch bewertet werden.
„Lom ist zum Symbol internationaler Kooperation
geworden“, erklärte z. B. der damalige Präsident
des AKP-Ministerrates, Rabbie L. Namaliu. bei
Unterzeichnung von Lom III, „es ist praktisch der
einzige Leuchtturm in einem unsicheren Meer.
Doch ist Lome zugleich auch das Grab vieler ent-
täuschter Hoffnungen.“46)

Aber auch auf Seiten der europäischen Staaten gibt
es zahlreiche Unzufriedenheiten über die Ergeb-
nisse dieser Politik. Dabei wird häufig vergessen,
daß sich angesichts der riesigen Probleme der Ent-
wicklungsländer Fortschritte nur langsam einstellen
können. Auch das Verhältnis zwischen Afrika und
Europa ist ein langsamer gegenseitiger Lem- und
Anpassungsprozeß. Resignation und Ungeduld wä-
ren völlig falsch.

Dies gilt auch hinsichtlich der im Herbst dieses Jah-
res beginnenden Verhandlungen über einen neuen
Lome-Vertrag. Die Gemeinschaft wird ihr Inter-
esse vorrangig auf die Gestaltung und Festigung des
politischen Dialogs sowie auf die Wahrung der
Menschenrechte konzentrieren. Die AKP-Seite
wird vor allem den Ausbau der .klassischen' Lome-
Instrumente (noch freieren Zugang zum EG-
Markt. mehr Geld für den EEF) verlangen. Doch
Veränderungen des Bestehenden und neue Impulse
für die Zukunft sind notwendig. Zunächst darf der
europäische Wille zu einer gemeinsamen Politik ge-
genüber Afrika und anderen Teilen der Dritten
Welt nicht erlahmen. Die AKP-Politik und speziell
die Beziehungen zu den afrikanischen Staaten sind
auch die Nagelprobe auf den Mut und die Kraft zu
einem weltweiten Engagement und zu einer weltpo-
litischen Rolle Westeuropas. Als stärkste Handels-
macht der Welt ist die EG zu einer solchen Rolle
verpflichtet. Die Kraft dazu können die westeuro-
päischen Staaten jedoch nur gemeinsam gewinnen.

Die Afrikapolitik der EG ist in erster Linie gemein-
same Außenhandels- und Entwicklungspolitik der
westeuropäischen Staaten im Rahmen der AKP-
Kooperation. Sie muß ergänzt werden um eine ge-
meinsame Außen- und auch Sicherheitspolitik
Westeuropas gegenüber Afrika. Dies war bisher
nicht möglich, weil der Wille zu einer solchen ge-
meinsamen Politik zu schwach war. Die EG-Staa-
ten dürfen jedoch nicht länger ihre sicherheitspoli-
tische Verantwortung in Afrika auf Paris abschie-
ben und über das französische Engagement häufig
auch noch in der Öffentlichkeit die Nase rümpfen.
Nur wenn sich dies ändert, kann Europa langfristig
ein starker Partner Afrikas bleiben. Gelingt dies

nicht, wird Europa in Afrika in den Schatten der
Supermächte gedrängt werden.

Bisher war die europäische Afrikapolitik keinesfalls
ein Paradebeispiel gelungener Integration. Selbst in
ihrer handels- und entwicklungspolitischen Be-
grenztheit fehlt ihr bisher die gemeinsame Konzep-
tion. Die Initiativen von Kommission und Europäi-
schem Parlament, eine wirklich kohärente Entwick-
lungspolitik zu entwerfen, sind auch Teil des Ver-
suchs. den Einfluß des Rates und damit der Natio-
nalstaaten auf die gesamte EG-Politik zurückzu-
drängen. Diese Bemühungen blieben bisher in den
Ansätzen stecken.

Solange die EG nicht zu einer wirklich gemeinsa-
men Außenpolitik gefunden hat. kann es nicht das
Ziel sein, die nationalen Entwicklungshilfepoliti-
ken auszutrocknen und die EG zur alleinigen euro-
päischen Entwicklungshilfeorganisation zu ma-
chen. „Anstreben sollte die Gemeinschaft statt des-
sen die Kombination der jeweils besten entwick-
lungspolitischen Ansätze der Mitgliedstaaten.“47)
Dazu muß jedoch die Koordination zwischen den
EG-Staaten entschieden verbessert werden. Für die 
Entwicklungszusammenarbeit in vielen Bereichen,
in denen die EG eindeutige Kompetenzen besitzt
oder nur gemeinschaftliche Leistungen sinnvoll
sind, müssen die Haushaltsmittel der Gemeinschaft
erhöht werden. Dies gilt beispielsweise für die Han-
dels- und Wirtschaftsbeziehungen zu Afrika und
anderen Regionen, für eine weltweite Umweltpoli-
tik oder für den politischen Dialog über Probleme,
die die Interessen mehrerer Mitgliedstaaten berüh-
ren. Erleichtert würde dies durch die Bereitschaft
der Kommission, ihre bis heute auf mehrere Gene-
raldirektionen verteilten entwicklungspolitischen
Kompetenzen auf eine Generaldirektion zu kon-
zentrieren.

Die Ziele der gemeinsamen Entwicklungskoopera-
tion und die Kompetenzen der europäischen Insti-
tutionen in diesem Bereich sollten endlich in einem
eigenen Kapitel im EWG-Vertrag festgeschrieben
werden. Gleichzeitig sollten die Mittel für den Eu-
ropäischen Entwicklungsfonds nicht mehr — wie
bisher — direkt von den Mitgliedstaaten an den
EEF überwiesen, sondern budgetiert, d. h. als Teil
des Haushalts der EG definiert und damit der Kon-
trolle durch das Europäische Parlament unterstellt
werden.

Eine der wichtigsten und zugleich schwierigsten
Aufgaben für die Zukunft ist die Abstimmung der
entwicklungspolitischen Afrikapolitik mit anderen
Politikbereichen der Gemeinschaft. Auswirkungen
der Handels- und Agrarpolitik der EG dürfen nicht
weiterhin das große entwicklungspolitische Enga-
gement der Gemeinschaft konterkarieren.



Volker Matthies: Krieg und Frieden in der Dritten Welt
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 7—8/88, S. 3—14

Während es im Bereich der Industrieländer seit Ende des Zweiten Weltkrieges keinen größeren kriege-
rischen Konflikt mehr gegeben hat, kann die Dritte Welt geradezu als der „Kriegsschauplatz“ unserer Zeit
gelten. Dieser empirische Befund ist jedoch bislang weder politisch noch theoretisch hinreichend reflektiert
worden. Die Kriegsursachenforschung beginnt gerade erst, die Kriege in der Dritten Welt systematisch zu
erfassen; eine „Friedensursachenforschung“, in der u. a. auch die Entwicklungen in Europa seit 1945 mit
einbezogen würden, steht für die Dritte Welt noch weithin aus.
Der Beitrag skizziert vermutbare Kriegsursachen auf globaler, regionaler und lokaler Ebene, wobei letz-
teren größere Bedeutung beigemessen wird, und erörtert kurz mögliche Ansätze des negativen Friedens
(friedliche Konfliktregelung) und positiven Friedens (Überwindung des Krieges durch Entwicklung) in der
Dritten Welt. Abschließend wird versucht, Krieg und Frieden in der Dritten Welt in historischer Perspek-
tive im Vergleich mit Europa entwicklungsgeschichtlich einzuordnen.

Martin Schumer: Die Afrika-Politik der Reagan-Administration
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 7-8/88, S. 15—30

Die Afrika-Politik der Reagan-Administration wird vor allem von den strategischen Interessen der USA im
Rahmen des Ost-West-Gegensatzes bestimmt. Innerhalb dieser Interessen nimmt jedoch Afrika eine rela-
tiv untergeordnete Position ein. Die globale Sichtweise der Reagan-Administration führt zu einer Kon-
zentration auf die Erhaltung des Status quo. auf die Sicherung der Stabilität „gemäßigter“ Regime und zu
einer Betonung militärischer Lösungen für politische Probleme, wobei die komplexen regionalen Ur-
sprünge der Konflikte unterbewertet werden.
Die amerikanische Südafrika-Politik stagniert seit den Präsident Reagan vom Kongreß aufgezwungenen
Sanktionsbeschlüssen von 1985/86. Die Constructive Engagement-Strategie als konzeptioneller Rahmen
der Afrika-Politik der Reagan-Administration war gescheitert. Der Einfluß der USA auf die Beschleuni-
gung des Reformkurses in Südafrika und auf eine Mäßigung der Destabilisierungspolitik Pretorias gegen-
über seinen Nachbarn dürfte zum gegenwärtigen Zeitpunkt geringer sein als in jeder anderen Phase der
Reagan-Administration.
Das Hauptinteresse der USA in Nordafrika gilt dem gesicherten Zugang zu Häfen. Luftbasen und Transit-
Einrichtungen als logistischem Rückhalt für die im Mittelmeer operierende 6. Flotte und die Rapid
Deployment Force. Durch enge bilaterale Verbindungen zu Marokko soll die Südflanke der NATO abge-
sichert werden. Sub-Sahara-Afrika wird von der Reagan-Administration als „strategischer Raum“ für
militärische Abwehraktionen gegen die Sowjetunion oder ihre „Stellvertreter“ verstanden. Für die USA
stellt Zaire einen zentralen Brückenkopf in einer strategisch wichtigen Region im Herzen Afrikas dar; es
leistet eine wesentliche Unterstützungsrolle in verschiedenen Regionalkonflikten.
Auch die Reagan-Administration sah sich vor die Frage gestellt, wie amerikanische Sicherheitsinteressen in
Afrika mit elementaren Verletzungen der Menschenrechte, der Unterdrückung von Demokratisierungs-
ansätzen und den wirtschaftlichen und finanzpolitischen Folgen der Mißwirtschaft durch autoritäre Regime 
in Übereinstimmung gebracht werden können. Die Reagan-Doktrin stellt dabei ein Mittel beim Krisen-
management dar. das militärische Strategien überbetont und wirtschaftspolitische Einwirkungen vernach-
lässigt. Die Reagan-Doktrin verwandelte eine „Containment“-Politik in eine „Rollback“-Strategie. deren
Auswirkungen zu einer Lähmung der Diplomatie führten und konstruktive Dialogansätze verschüttete.



Winrich Kühne: „Neuer Realismus“ in Moskaus Afrika-Politik?
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 7-8/88, S. 31—41

Seit drei Jahrzehnten ist Afrika ein wichtiges Feld sowjetischer Politik. Im Hinblick auf den Ausbau
„normaler“ zwischenstaatlicher Beziehungen ist diese Politik sehr erfolgreich gewesen. Anders verhält es
sich hinsichtlich der vom sowjetischen Regime postulierten globalen Ausweitung des revolutionären Mar-
xismus-Leninismus unter sowjetischer Führung. Hier hat sich ein Wechsel zwischen Positionsgewinnen und
-Verlusten als das auffälligste Grundmuster sowjetischer Afrika-Politik herausgestellt. Die Dekolonisierung
Afrikas hat sich, im Gegensatz zu den Erwartungen zahlreicher Beobachter in den sechziger und siebziger
Jahren, nicht geradlinig umgesetzt in eine kontinuierliche Ausweitung ideologischer Geländegewinne der
Sowjetunion.
In drei Jahrzehnten sowjetischer Afrika-Politik haben Entwicklungen stattgefunden, die die Bedeutung des
System-Antagonismus in der Dritten Welt erheblich relativieren und seiner ideologisch überstarken Beto-
nung einen anachronistischen Charakter geben. Die Konfrontation mit den Realitäten in den Entwick-
lungsländern und den insbesondere auf ökonomischem Gebiet unerwartet engen Grenzen des eigenen
Systems haben östliche Wissenschaftler und Politiker dazu gezwungen, Vorgehensweise, Erfolgsaussichten
und Motivationslage ihrer Politik grundlegend zu überdenken. Die aggressive, anti-imperialistische und
pro-sozialistische Rhetorik und Politik der Chruschtschow-Ära sind einer weit vorsichtigeren Einschätzung
gewichen, in der die Bedeutung der Entwicklungsländer für den System-Antagonismus und den Macht-
zuwachs des sozialistischen Lagers relativiert wird. Die Weigerung. Mozambique. Äthiopien und andere
revolutionäre, anti-kapitalistisch eingestellte Regime durch eine Aufnahme in den RGW wirtschaftlich zu
integrieren, demonstriert diesen Realismus ganz augenfällig. Zweifellos wäre eine enge Anbindung an den
Ostblock ein entscheidender Schritt auf dem Weg gewesen, die „Korrelation der Kräfte“ zwischen Ost und 
West in Afrika dauerhaft zu verschieben.
Der „neue Realismus“, wie er unter Gorbatschow an Boden gewonnen hat. manifestiert sich auch in
Anzeichen für eine veränderte Haltung gegenüber Südafrika. Die Notwendigkeit zu Verhandlungen wird
stärker betont, ohne die Unterstützung des schwarzen Widerstandes aufzugeben. Das starke kubanische
und sowjetische Engagement in Angola widerspricht dieser Einschätzung nur scheinbar. Dort verteidigt die
Sowjetunion ihre Glaubwürdigkeit als eine globale Militärmacht, die sie durch das militärische Engagement
Südafrikas und der USA im Sinne einer „roll back“-Politik gefährdet sieht.

Friedhelm B. Meyer zu Natrup: Die handels- und entwicklungspolitische Zusammenarbeit
der Europäischen Gemeinschaft mit Schwarzafrika
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 7-8/88. S. 43—53

Die Beziehungen zwischen der Europäischen Gemeinschaft und Afrika gestalten sich weitestgehend im
Rahmen der Zusammenarbeit mit 66 afrikanischen, karibischen und pazifischen Ländern (AKP-Staaten).
Ihnen wird einerseits Modellcharakter für die Nord-Süd-Beziehungen nachgesagt, andererseits wurden sie
zum Grab vieler enttäuschter Hoffnungen.
In dem Beitrag werden die Entwicklung, die Ziele und Instrumente dieser Politik der Europäischen
Gemeinschaft dargestellt. Eine kritische Analyse ihrer Ergebnisse und Folgen soll helfen, das Verständnis
für die Bedeutung, aber auch für die Grenzen und Probleme der Zusammenarbeit zwischen der EG und
den Entwicklungsländern nicht nur in Afrika zu verbessern.
Angesichts der im Herbst 1988 beginnenden Verhandlungen über ein neues Abkommen mit den AKP-
Staaten (Lome IV) werden abschließend einige Gedanken zur zukünftigen Gestaltung der Beziehungen
zwischen der Europäischen Gemeinschaft und Schwarzafrika skizziert.


